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A. Problem 

Zur weiteren Harmonisierung der bankaufsichtlichen Normen 

über die Großkredite schlägt die Kommission insbesondere vor, 

— die Kreditinstitute zu verpflichten, Kredite und kreditähnliche 
Forderungen, die 10 v. H. der Eigenmittel der betroffenen Ban- 
ken erreichen, den Bankaufsichtsbehörden regelmäßig zu mel- 
den, 

— den einzelnen Großkredit auf 25 v. H., die Summe aller Groß- 
kredite auf 800 v. H. der Eigenmittel des jeweiligen Kreditinsti- 
tuts zu begrenzen. 


B. Lösung 

Verabschiedung eines Entschließungsantrags, in dem 

— der Richtlinienvorschlag grundsätzlich begrüßt wird, 

— die dort vorgesehene Absenkung der Großkreditgrenze auf 
25 v. H. jedoch als unnötig großer Schritt bezeichnet und eine 
Absenkung der Grenze auf lediglich 40 v. H. für ausreichend 
gehalten wird, 

— eine mindestens zehnjährige Übergangsfrist für die von der 
Absenkung der Großkreditgrenze betroffenen Kreditinstitute 
gefordert wird, 
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— verlangt wird, bei kleineren Kreditinstituten an den bestehen- 
den nationalen Regelungen zur Überwachung und Kontrolle 
von Großkrediten festzuhalten, wobei für die Bundesrepublik 
Deutschland ein Modell favorisiert wird, nach dem für Bank- 
institute mit regional begrenztem Tätigkeitsbereich und Eigen- 
mitteln von nicht mehr als 20 Mio. ECU die geltende Großkre- 
ditgrenze von 50 v. H. beibehalten werden kann, 

— für hypothekarisch gesicherte Kredite und für Kommunal- 
kredite an öffentliche Banken Ausnahmeregelungen gefordert 
werden. 

Einstimmigkeit im Ausschuß bei Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/Linke 
Liste 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag begrüßt grundsätzlich den Vorschlag für 
eine Richtlinie des Rates über die Überwachung und Kontrolle der 
Großkredite von Kreditinstituten (Anlage) als weiteres wichtiges 
Element im Rahmen der Harmonisierung des europäischen Ban- 
kenaufsichtsrechts. Eine Absenkung der Höchstgrenze des haften- 
den Eigenkapitals für den einzelnen Großkredit ist infolge der 
Umsetzung der EG-Eigenmittelrichtlinie in deutsches Recht, die 
die Berücksichtigung von nachrangigen Forderungen und von 
Neubewertungsreserven im Wertpapiervermögen und in Grund- 
stücken zuläßt, in der Tendenz angemessen. Allerdings scheint die 
Absenkung auf 25 v. H. des haftenden Eigenkapitals ein unnötig 
großer Schritt zu sein. Eine Absenkung auf 40 v. H. sollte ausrei- 
chen. Allen Kreditinstituten muß jedoch ausreichend Zeit gelassen 
werden, sich auf die künftige Großkreditgrenze einzustellen. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, in den 
weiteren Verhandlungen in Brüssel für alle Kreditinstitute auf eine 
mindestens zehnjährige Übergangsregelung hinzuwirken. Außer- 
dem bittet er die Bundesregierung, aus wettbewerbspolitischen 
Gründen dafür Sorge zu tragen, daß 

— Wertpapierfirmen und Kreditinstitute hinsichtlich des Groß- 
kreditrisikos gleichbehandelt werden, 

— für hypothekarisch gesicherte Kredite, die den Anforderungen 
des Hypothekenbankgesetzes genügen sowie für Kommunal- 
kredite an öffentüche Banken eine Ausnahmeregelung getrof- 
fen oder dem nationalen Gesetzgeber Vorbehalten wird, und 

— dem nationalen Gesetzgeber vorwiegend im Interesse der Er- 
haltung kleinerer deutscher Kreditgenossenschaften und Spar- 
kassen die Möglichkeit eröffnet wird, die bestehenden nationa- 
len Regelungen zur Überwachung und Kontrolle von Großkre- 
diten bei kleinen Kreditinstituten beizubehalten. Eine solche 
Ausnahmeregelung könnte für die Bundesrepublik Deutsch- 
land z. B. darin bestehen, daß für Kreditinstitute mit regional 
begrenztem Tätigkeitsbereich und Eigenmitteln von nicht mehr 
als 20 Mio. ECU die in Artikel 4 Abs. 1 und 2 vorgesehenen 
Obergrenzen auf 50 v. H. erhöht werden. Die EG -Mitgliedstaa- 
ten sollten verpflichtet werden, der Kommission und dem Bera- 
tenden Bankenausschuß mitzuteilen, wenn sie von dieser Mög- 
lichkeit Gebrauch gemacht haben und welche Maßnahmen sie 
ergriffen haben, damit es durch die Ausnahmeregelung nicht 
zu Wettbewerbsverzerrungen kommt. 


Bonn, den 11. Dezember 1991 


Der Finanzausschuß 

Hans H. Gattermann Dr. Karl H. Fell Martin Grüner 

Vorsitzender Berichterstatter 


Dr. Norbert Wieczorek 
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Anlage 

KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN 


KOM(91) 68 endg. - SYN 333 
Brüssel, den 23. April 1991 


Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Überwachung und Kontrolle der Großkredite 
von Kreditinstituten 

(von der Kommission vorgelegt) 


Begründung 


A. Allgemeine Erwägungen 

Die Risiko Streuung ist eine der Faustregeln des Fi- 
nanzgeschäfts im allgemeinen, und es ist eine der vor- 
rangigen Aufgaben der Aufsichtbehörden sich dahin 
gehend zu vergewissern, daß diese Regel von den 
Kreditinstituten auch ordnungsgemäß eingehalten 
wird. Im Bereich der Kreditrisiken könnte eine über- 
mäßige Risikokonzentration auf eine einzige Gegen- 
partei die Unabhängigkeit der Leitung des Kreditin- 
stituts gefährden, und im Falle der Nichterfüllung von 
seiten dieses Vertragspartners könnte dem Kreditin- 
stitut ein Schaden entstehen, der sogar seine Stabilität 
in Frage stellen würde. 

Es handelt sich somit um eine der Grundregeln des 
Aufsichtswesens, die nun nach einer gemeinschafts- 
weiten Harmonisierung verlangt und im übrigen zu 
diesem Zweck ausdrücklich im Weißbuch der Kom- 
mission über die Vollendung des Binnenmarkts ge- 
nannt wurde. Die Harmonisierung läßt sich aber auch 
aus einem zweiten Grund rechtfertigen, und zwar aus 
der Besorgnis, auf der Hand liegende Wettbewerbs- 
verzerrungen zu vermeiden. Da die Risikobegren- 
zungsregeln hauptsächlich auf eine Beschränkung 
der Kredite abzielen, die ein Kreditinstitut einem be- 
stimmten Kunden gewähren kann, würde ein anderes 
Kreditinstitut tatsächlich über einen Wettbewerbsvor- 
teil verfügen, wenn es weniger strengen Regeln un- 
terworfen wäre. 

Im Zuge der im Weißbuch verankerten Ziele nahm die 
Kommission bereits 1986 eine Empfehlung über die 
Großkredite 1 ) an, um sowohl die Kreditinstitute als 
auch die Mitgliedstaaten allmählich auf die Billigung 


J ) Empfehlung der Kommission vom 22. Dezember 1986 über 
die Überwachung und Kontrolle der Großkredite von Kredit- 
instituten, ABI. Nr. L33 vom 4. Februar 1987, S. 10. 


strengerer Normen vorzubereiten. In einem Erwä- 
gungsgrund dieser Empfehlung wurde ausdrücklich 
ein späterer Richtlinienvorschlag angekündigt. Die 
noch verbleibende Zeit bis zur Vollendung des Bin- 
nenmarktes sowie die übereinstimmenden Meinun- 
gen der einzelstaatlichen Aufsichtsbehörden inner- 
halb des Beratenden Bankenausschusses tendieren zu 
der Annahme, daß der Zeitpunkt günstig sei, einen 
Richtlinienvorschlag zu erlassen. 

Der im nachfolgenden Text genannte Richtlinienvor- 
schlag, der der Zustimmung durch die Kommission 
bedarf, enthält strengere Vorschriften als die in der 
Empfehlung genannten. So wurde z. B. — um nur die 
wichtigsten zu nennen — die Obergrenze für an einen 
Vertragspartner vergebene Kredite auf 25 v. H. der 
Eigenmittel des kreditgebenden Instituts festgesetzt 
(dieser Prozentsatz betrug in der Empfehlung noch 
40 v. H.), wohingegen der Schwellenwert, ab dem ein 
Kredit als ein Großkredit gilt, auf 10 v. H. der Eigen- 
mittel des kreditgebenden Instituts zurückgeführt 
wurde (anstatt 15 v. H. in der Empfehlung). 

Diese Verschärfung der Vorschriften trägt insbeson- 
dere einem wiederholt vom Beratenden Bankaus- 
schuß geäußerten Wunsch Rechnung und wird eben- 
falls in einem „Leitfaden für die Bankenpraxis " unter- 
stützt, den der Baseler Ausschuß für Bankaufsicht un- 
längst auf seiner in Frankfurt abgehaltenen interna- 
tionalen Konferenz der Bankaufsichtsbehörden vor- 
legte. Strengere Vorschriften können die Solidität und 
die Stabilität des Bankensystems der Gemeinschaft 
nur festigen. Eine Begrenzung auf 25 v. H. der Eigen- 
mittel des kreditgebenden Instituts kann im übrigen 
keinesfalls als eine übertrieben niedrige Beschrän- 
kung angesehen werden, denn im Falle der Nichter- 
füllung von seiten der Gegenpartei, der ein derart gro- 
ßer Kredit gewährt worden wäre, könnte das Kredit- 
institut ein Viertel seiner Eigenmittel einbüßen, was 


Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes vom 17. Mai 1991 — 021 — 680 70 — E — 
Fl 734/91. 
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ein beachtlicher Betrag ist, der im Idealfall noch wei- 
ter gesenkt werden sollte. Im übrigen handelt es sich 
hierbei um eine Obergrenze, und die Kreditinstitute 
sollten sich dahin gehend disziplinieren, diese 
Schwelle nur dann zu erreichen bzw. sich ihr nur dann 
zu nähern, wenn die Kredite von erstklassiger Quali- 
tät sind. 

Man muß sich indes der Tatsache bewußt sein, daß die 
im Vergleich zur Empfehlung relativ deutliche Sen- 
kung der Obergrenze für bestimmte Kreditinstitute 
bzw. — in eher struktureller Hinsicht — für bestimmte 
Bankensysteme oder Teile von Bankensystemen An- 
passungsprobleme aufwerfen kann. Darüber hinaus 
können die über die Schwelle von 25 v. H. der Eigen- 
mittel gewährten Kredite von den Kreditinstituten 
nicht immer kurzfristig zurückgeführt werden, da 
diese an vertragliche Bestimmungen mit den Kredit- 
begünstigten gebunden sind. Aus diesem Grunde ent- 
hält der nachfolgende Vorschlag eine Bestimmung, 
die es den zuständigen Behörden gestattet, den Kre- 
ditinstituten einen Zeitraum von maximal fünf Jahren 
einzuräumen, um die Beträge der bereits vergebenen 
Kredite unter die vorgesehenen Obergrenzen zurück- 
zuführen. Außerdem werden diejenigen Kredite, de- 
ren Laufzeit langfristiger ist und für die das kreditge- 
bende Institut die Vertragsbedingungen einhalten 
muß, bis zum Ende der Laufzeit aufrechterhalten wer- 
den. 


B. Bemerkungen zu den einzelnen Artikeln 
Artikel 1 — Definitionen 

Dieser Artikel übernimmt hauptsächlich die in ande- 
ren Gemeinschaftsrichtlinien bzw. -richtlinienvor- 
schlägen im Bankbereich aufgestellten Definitionen, 
deren Beibehaltung sich aus Gründen der Kohärenz 
rechtfertigen läßt. 

Zwei Definitionen sind für diesen Richtlinienvor- 
schlag jedoch charakteristisch und bedürfen besonde- 
rer Bemerkungen. 

Die erste Definition betrifft die „Kredite " (Buch- 
stabe h der Definitionen). Die vorab genannte Emp- 
fehlung der Kommission definierte die Kredite wie 
folgt: „Sämtliche Fazilitäten, ob in Anspruch genom- 
men oder nicht, die ein Kreditinstitut einem Kunden 
oder einer Gruppe verbundener Kunden gewährt, 
und die über oder unter dem Strich der Bilanz ausge- 
wiesen werden; der Begriff schließt die Verpflichtun- 
gen und sonstigen Eventualverbindlichkeiten ein, die 
von der jeweils zuständigen Behörde für die Beurtei- 
lung der feststellbaren Risiken dieses Instituts für rele- 
vant gehalten werden." Im Anhang dieser Empfeh- 
lung befand sich eine indikative Liste von Krediten. 

In der Zwischenzeit wurde die Richtlinie über einen 
Solvabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute 2 ) erlas- 
sen, die eine detaillierte Risikoklassifizierung enthält. 
Unter Zugrundelegung dieser Auflistung ist es mög- 
lich, zu einer zugleich exakteren und strengeren Defi- 


2 ) Richtlinie des Rates vom 18. Dezember 1989 über einen Sol- 

vabilitätskoeffizienten für Kreditinstitute (89/647/EWG), ABI. 
Nr. L 386 vom 30. Dezember 1989, S. 14. 


nition der Kreditrisiken zu gelangen. An dieser Stelle 
muß jedoch hervorgehoben werden, daß auf die Sol- 
vabilitätskoeffizientenrichtlinie nur in bezug auf die 
Risikoklassifizierung und nicht in bezug auf die Ge- 
wichte zurückgegriffen wird, die je nach Vertrags- 
partner bzw. Risikobehaftung des Geschäfts in dieser 
Richtlinie zugeteilt werden. Diese Gewichte und Risi- 
kograde wurden in der Richtlinie 89/647/EWG näm- 
lich nicht konzipiert, um das von einem einzelnen 
Gegenkontrahenten, sondern vielmehr um eine allge- 
meine Solvabilitätsanforderung des Kreditrisikos ei- 
nes Kreditinstituts abzudecken. In Anbetracht der den 
Kreditbegrenzungsregeln zugrundeliegenden Haupt- 
zielsetzung — nämlich das Risiko eines einem Kredit- 
institut durch einen bestimmten Vertragspartner ver- 
ursachten Maximalverlustes einzuschränken — müs- 
sen bei einem bankaufsichtlichen Ansatz die Risiken 
zu ihrem Nominalwert unter Verzicht auf jegliche Ge- 
wichtung angesetzt werden. 

Ferner sei darauf verwiesen, daß die Kreditdefinition 
ebenfalls die festen Übernahmeverpflichtungen für 
Wertpapieremissionen einschließt. Als Betrag wird 
die Nettoverpflichtung des Kreditinstituts angesetzt 
unter Abzug der Anteile, die an andere Kredit- bzw. 
Finanzinstitute abgetreten werden. 

Die zweite diesen Richtlinienvorschlag charakterisie- 
rende Definition betrifft den Begriff „Gruppe verbun- 
dener Kunden" (Artikel 1 Buchstabe m). Diese Defini- 
tion ist weitgehend mit der in der Empfehlung von 
1986 identisch. Der erste Teil der Definition bezieht 
sich auf einen vorhandenen beherrschenden Einfluß 
im Sinne von Artikel 1 elfter Spiegelstrich, während 
der zweite Teil eher auf eine faktische Abhängigkeit 
eingeht, die das Ergebnis bestimmter Verbindungen 
ist, die wiederum im Richtlinienvorschlag informato- 
risch und beispielhaft aufgelistet werden. Es obhegt 
den zuständigen Behörden, die Kreditzusammenstel- 
lungen zu prüfen, die die Kreditinstitute unter An- 
wendung der nach Umsetzung dieser Definition gel- 
tenden einzelstaatlichen Regelungen vornehmen, 
und abzuschätzen, ob diese Zusammenstellungen tat- 
sächlich in Wort und Inhalt der Gemeinschaftsdefini- 
tion entsprechen. Um den zuständigen Behörden die 
notwendige Flexibilität in einem Bereich zu gewähr- 
leisten, der eher wirtschaftlicher Beurteilungsfähig- 
keit als rechtlicher Kriterien bedarf, führt der Text aus, 
daß die in der Definition aufgelisteten Annahmen 
über Kreditzusammenstellungen relative Annahmen 
sind, die durch den Gegenbeweis widerlegt werden 
können. 


Artikel 2 — Anwendungsbereich 

Die Richtlinie gilt für Kreditinstitute, die gemäß Arti- 
kel 3 der Richtlinie 77/780/EWG vom 12. Dezember 
1977 (erste Bankrechtskoordinierungsrichtlinie 3 ) eine 
Zulassung erhalten haben, d. h. sie ist auf alle Kredit- 
institute in der Gemeinschaft anwendbar. Die Mit- 
gliedstaaten können jedoch diese Richtlinie nicht an- 
wenden auf: 


3 ) ABI. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30. 
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— Einrichtungen, die auf Dauer vom Anwendungs- 
bereich der ersten Bankrechtskoordinierungsricht- 
linie ausgeschlossen sind (es handelt sich im we- 
sentlichen um Zentralbanken, Postscheckämter 
und bestimmte besondere Einrichtungen in den 
einzelnen Mitgliedstaaten) ; 

— Kreditinstitute, die kontinuierlich einer Zentralor- 
ganisation angeschlossen sind, die auf sie einen 
beherrschenden Einfluß ausübt und in demsel- 
ben Mitgliedstaat angesiedelt ist und die die in 
Artikel 2 Abs. 4 Buchstabe a der Richtlinie 
77/780/EWG genannten Bedingungen erfüllen. In 
diesem Fall — unbeschadet der Anwendung der 
Richtlinie auf die Zentralorganisation — muß die 
aus der Zentralorganisation und den ihr ange- 
schlossenen Instituten gebildete Einheit in bezug 
auf die Großkredite Gegenstand einer globalen 
Beaufsichtigung sein. 


Artikel 3 — Meldung von Großkrediten 

Eine wirksame Beaufsichtigung der Großkredite setzt 
selbstverständlich voraus, daß diese in regelmäßigen 
Abständen den zuständigen Behörden gemeldet wer- 
den, was mit Artikel 3 beabsichtigt wird. 

Artikel 3 Abs. 1 sieht vor, daß eine Meldung der Groß- 
kredite an die zuständigen Behörden zu erfolgen hat. 
Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß diese Meldung 
wahlweise nach einer der beiden folgenden Formeln 
vorgenommen wird: 

— Meldung aller Großkredite mindestens einmal 
jährlich und Meldung aller Änderungen der jährli- 
chen Meldung im Laufe des Jahres; 

— Meldung aller Großkredite mindestens viermal 
jährlich. 

Die erste dieser beiden Formeln, die nicht Gegen- 
stand der vorab genannten Empfehlung war, wurde 
der Kommission im Rahmen des Beratenden Banken- 
ausschusses vorgeschlagen. 

Was die zweite Formel betrifft, so wurde die Mindest- 
meldehäufigkeit von einmal pro Jahr — wie in der 
Empfehlung vorgesehen — auf viermal pro Jahr ange- 
hoben. Eine wirksame Überwachung der Großkredite 
setzt nämlich eine hinreichend häufige Unterrichtung 
der Aufsichtsbehörden voraus. In einer Erwägung der 
Empfehlung wurden die zuständigen Behörden im 
übrigen bereits aufgefordert, eine höhere Meldefre- 
quenz vorzusehen. 

Den Mitgliedstaaten steht es frei, entweder nur eine 
der Formeln oder beide Formeln in ihre jeweiligen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften umzusetzen; im 
letzteren Fall können sie entscheiden, ob die Wahl der 
Methode von den zuständigen Behörden oder vom 
Kreditinstitut selbst festgelegt wird. 

Artikel 3 Abs. 2 schreibt fest, daß ein einem Kunden 
bzw. einer Gruppe verbundener Kunden gewährter 
Kredit dann als ein Großkredit gilt, wenn sein Wert 
10 v. H. der Eigenmittel des kreditgewährenden Insti- 
tuts erreicht bzw. überschritten hat. In der Empfeh- 
lung lag dieser Prozentsatz noch bei 15 v. H. Die Sen- 


kung dieses Schwellenwerts läßt sich aus dem allge- 
meinen Interesse an einer Verschärfung des Auf- 
sichtssystems für Großkredite rechtfertigen, um so die 
Stabilität des Bankensystems in der Gemeinschaft zu 
stärken. Genauer besehen ist es folgerichtig, die Mel- 
deschwelle ab dem Moment zu senken, ab dem die 
Obergrenze für einen Einzelkredit als solche gesenkt 
wird (vgl. nachfolgender Artikel 4 Abs. 1). Einige Mit- 
gliedstaaten praktizieren bereits einen Schwellenwert 
von 10 v. H.; nach Auffassung der Kommission kann 
im Lichte ihrer Erfahrungen ein derartiger Schwellen- 
wert nicht als ein Grund größerer bürokratischer Last 
angesehen werden. Da dieser Text zudem eine Be- 
schränkung des aggregierten Werts der Großkredite 
auf 800 v. H. der Eigenmittel vorsieht (vgl. nachfol- 
gender Artikel 4 Abs. 3), kann sich die Meldung theo- 
retisch auf maximal 80 Kredite beziehen. Im übrigen 
handelt es sich hier um eine Meldemethode, die ohne 
weiteres informatisiert werden kann. 

Die Absenkung des Schwellenwerts auf 10 v. H. ge- 
stattet im übrigen eine Verringerung des Verwal- 
tungsaufwands in einer anderen Hinsicht, denn die 
Kommission hat die Absätze 3 und 4 des entsprechen- 
den Artikels in der Empfehlung nicht beibehalten, die 
eine Meldung der zehn größten Kredite des Kreditin- 
stituts verlangten, und zwar ungeachtet des Vorhan- 
denseins von Großkrediten. Der übereinstimmenden 
Meinung des Beratenden Bankenausschusses zufolge 
hat diese Meldung angesichts der Ausweitung des 
Begriffs der Großkredite stark an Bedeutung verloren. 
Was die Beaufsichtigung von Kreditinstituten betrifft, 
die keine Kredite von über 10 v. H. ihrer Eigenmittel 
vergeben haben, so fällt diese per definitionem nicht 
unter eine Regelung betreffend die Aufteilung von 
Großkrediten. 


Artikel 4 

Absatz 1 

Diese Bestimmung — eine der wichtigsten des Richt- 
linienentwurfs — sieht vor, daß Kreditinstitute einem 
Kunden oder einer Gruppe verbundener Kunden kei- 
nen Kredit einräumen dürfen, dessen prozentualer 
Wert 25 v. H. ihrer Eigenmittel übersteigt. Im Ver- 
gleich zur Empfehlung, die eine Obergrenze von 
40 v. H. vorsah, handelt es sich hierbei um eine spür- 
bare Verringerung. Über die Tatsache hinaus, daß die 
Annahme strengerer Vorschriften mehr als vier Jahre 
nach der Billigung der Empfehlung, die lediglich ein 
erster Schritt war, mehr als folgerichtig ist, muß darauf 
verwiesen werden, daß diese Verschärfung der Vor- 
schriften von einer bedeutenden Mehrheit im Bera- 
tenden Bankenausschuß — vorbehaltlich einer Über- 
gangszeit für die bestehenden Kredite (vgl. nachfol- 
gend Artikel 6) — expressis verbis gefordert wurde. 
Die Obergrenze von 25 v. H. wird ferner in dem Doku- 
ment unterstützt, das der Baseler Ausschuß für Bank- 
bestimmungen und Überwachung auf der in Frank- 
furt im Oktober 1990 abgehaltenen internationalen 
Konferenz der Bankenaufsichtsbehörden vorlegte. 

Eine Obergrenze von 25 v. H. der Eigenmittel darf 
insofern nicht als zu niedrig gelten, als selbst unter 
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Beachtung dieser Beschränkung ein Kreditinstitut un- 
ter den ungünstigsten Umständen immer noch ein 
Viertel seiner Eigenmittel einbüßen könnte, was ein 
beachtlicher Wert ist, der idealerweise noch weiter 
gesenkt werden sollte. Es handelt sich aber um eine 
Obergrenze für Kredite von erstklassiger Qualität, 
und die Kreditinstitute sollten sich dahin gehend dis- 
ziplinieren, diese Schwelle nur dann zu erreichen 
bzw. sich ihr nur dann zu nähern, wenn die Kredite 
wirklich erstklassig sind. 


Absatz 2 

Die Bankaufsichtsbehörden wissen aus Erfahrung, 
daß Kredite, die an mit dem Kreditinstitut verbunde- 
nen Unternehmen gewährt werden, oftmals mit einem 
erhöhten Risiko behaftet sind. Der Beratende Banken- 
ausschuß hat seinerzeit die Kommission ausdrücklich 
aufgefordert, für die an verbundene Unternehmen 
(Muttergesellschaft des Kreditinstituts und andere 
Tochtergesellschaften dieser Muttergesellschaft) ver- 
gebenen Kredite eine niedrigere Obergrenze vorzuse- 
hen. Ursprünglich war übrigens geplant, eine derar- 
tige Bestimmung in den Richtlinienvorschlag über die 
Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf konsolidierter 
Basis 4 ) aufzunehmen; wie in der vierten Erwägung 
dieses Vorschlags jedoch dargelegt wird, wurde einer 
globaleren Regelung dieser Frage im Rahmen der 
künftigen Richtlinie über die Großkredite der Vorzug 
gegeben. 

Die Kommission legt diesen niedrigeren Schwellen- 
wert auf 20 v. H. fest (im Vergleich zur „gemein- 
schaftsrechtlichen" Ob er grenze von 25 v. H. im Ab- 
satz 1). 

Ausnahmen von diesen Regeln werden in den Absät- 
zen 5 und 6 (vgl. nachfolgender Text) vorgesehen. 


Absatz 3 

Die Kommission hat die Obergrenze von 800 v. H. der 
Eigenmittel für den aggregierten Gesamtwert der 
Großkredite, die bereits Gegenstand der Empfehlung 
war, beibehalten. Da der Begriff des Großkredits je- 
doch ausgeweitet wurde (vgl. Artikel 3 Abs. 2) wirkt 
sich diese Beschränkung indirekt strenger aus. 

Ein aggregierter Oberwert stellt eine wertvolle Ergän- 
zung zu der in den Vorschriften über die Großkredite 
vorgenommenen Beschränkung der Einzelkredite 
dar. Wenn durch die Begrenzung der Einzelkredite 
auch sichergestellt werden kann, daß kein Kredit die 
vorgesehene Schwelle überschreitet, so sagt sie je- 
doch nichts über die Kreditaufteilung im gesamten 
Portefeuille aus. Eine aggregierte Obergrenze von 
800 v. H. der Eigenmittel wird hingegen zur Folge 
haben, daß ein Kreditinstitut maximal nicht mehr als 
80 Großkredite vergeben kann bzw. daß maximal nur 
noch 32 Kredite die Einzelobergrenze von 25 v. H. der 
Eigenmittel erreichen dürfen. 


4 ) KOM(90) . 451, ABI. Nr. C315 vom 14. Dezember 1990, 
S. 15. 


Absatz 4 

Dieser Absatz sieht vor, daß die Mitgliedstaaten stren- 
gere als die in den Absätzen 1, 2 und 3 vorgesehenen 
Obergrenzen festlegen können. 


Absatz 5 

Dieser Absatz schreibt vor, daß die in den ersten drei 
Absätzen genannten Grenzen zu jedem Zeitpunkt zu 
beachten sind. Sollte es jedoch Vorkommen, daß diese 
Obergrenzen überschritten werden — ein Fall, der 
zufällig eintreten könnte — , so darf dies dem Text 
zufolge nur unter außergewöhnlichen Umständen 
und vorübergehend geschehen. In solchen Fällen 
müßten die zuständigen Behörden dann einen Zeit- 
punkt festlegen, bis zu dem das Kreditinstitut seine 
Situation regularisiert. 


Absatz 6 

Dieser Absatz gestattet es den Mitgliedstaaten, die 
Kredite von der Einhaltung der in Absatz 2 vorgese- 
henen Sonderobergrenze von 20 v. H. ganz oder teil- 
weise auszunehmen, die an die Finanzholding, die 
Mutteruntemehmen des Kreditinstituts ist, sowie die 
an die übrigen Tochterunternehmen dieser Finanz- 
holding vergeben wurden, die wiederum Kreditinsti- 
tute, Finanzinstitute oder Unternehmen mit einer 
Hilfstätigkeit in bezug auf das Bankgeschäft sind. 

Die Annahme eines erhöhten Risikos, die der Sonder- 
obergrenze von 20 v. H. zugrunde hegt, die für an ver- 
bundene Unternehmen vergebene Kredite gilt, trifft 
nämlich nicht unbedingt auf den Fall der Kreditge- 
währung an Bank- und Finanzeinrichtungen einer 
Unternehmensgruppe zu. In einem solchen Fall muß 
sich diese Untemehmensgruppe jedoch so strukturie- 
ren, daß diese Einrichtungen Gegenstand einer Be- 
aufsichtigung auf konsolidierter Basis sein können, 
die in der Zukunft gemäß der einschlägigen Richtlinie 
durchzuführen ist (vgl. die voranstehe nden Verweise 
auf den von der Kommission vorgelegten Richtlinien- 
vorschlag). 


Absatz 7 

Diesem Absatz zufolge können die Mitgliedstaaten 
folgende Kredite ganz oder teilweise von sämtlichen 
der in den Absätzen 1, 2 und 3 vorgesehenen Be- 
schränkungen ausnehmen (dies gilt indes nicht für die 
in Artikel 3 verankerten Meldepflichten): 

— Kredite, die an die Muttergesellschaft des Kredit- 
instituts vergeben wurden, sofern diese Mutterge- 
sellschaft selbst ein Kreditinstitut ist. Es scheint 
nicht gerechtfertigt zu sein, den Finanzfluß zwi- 
schen einer Tochtergesellschaft ihrer Mutterbank 
zu begrenzen. Selbstverständlich wird auch hier 
vorausgesetzt, daß diese Mutterbank der Beauf- 
sichtigung auf konsolidierter Basis gemäß der ein- 
schlägigen Gemeinschaftsrichtlinie unterworfen 
ist bzw. im Falle, daß sie ihren Sitz in einem Dritt- 
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Staat hat, einer gleichwertigen Beaufsichtigung 
unterliegt; 

— Kredite, die an die Tochtergesellschaften des Kre- 
ditinstituts vergeben wurden, sofern diese Toch- 
tergesellschaften Kreditinstitute, Finanzinstitute 
oder Unternehmen mit einer Hilfstätigkeit in be- 
zug auf das Bankgeschäft sind. Da es sich hierbei 
um Tätigkeiten handelt, die das Kreditinstitut un- 
mittelbar ausüben könnte, liegt kein Grund vor, 
die seinen Tochterunternehmen eventuell zu ge- 
währende Finanzierung einzuschränken. Dabei 
sei noch einmal hervorgehoben, daß die Aus- 
nahme nur unter der Bedingung gilt, daß die be- 
sagten Tochterunternehmen von der auf die Mut- 
tergesellschaft angewandten Beaufsichtigung auf 
konsolidierter Basis erfaßt werden. 


Absatz 8 

Durch diesen Absatz sollen die Mitgliedstaaten dahin 
gehend ermächtigt werden, eine Reihe von Sonder- 
krediten ganz oder teilweise von der Anwendung der 
in den Absätzen 1, 2 und 3 festgelegten Beschränkun- 
gen ausnehmen zu können. 

Die ersten sechs Unterabsätze (Buchstaben a bis f) 
betreffen die direkt oder indirekt an den Zentralstaat 
und die Zentralbanken der Zone A sowie an die Euro- 
päischen Gemeinschaften vergebenen Kredite. Kein 
Mitgliedstaat schreibt Beschränkungen für Kredite 
vor — bzw. scheint geneigt zu sein, dies zu tun — , die 
seine Kreditinstitute ihm selbst gewährt haben. Auf- 
grund der innerhalb der Gemeinschaft geltenden 
Nichtdiskriminierungsregel müßte diese fehlende Be- 
grenzung auf jeden Fall auch für Kredite gelten, die an 
andere Mitgliedstaaten vergeben werden. Aus Grün- 
den, die denen im Rahmen der vorab genannten 
Richtlinie 89/647/EWG bzw. im Richtlinienvorschlag 
über die angemessene Eigenkapitalausstattung von 
Wertpapierfirmen und Kreditinstituten 5 ) entsprechen, 
scheint es jedoch zweckmäßig zu sein, eine weiter 
gefaßte geographische Zone zugrunde zu legen, und 
zwar die Zone A im Sinne der Richtlinie 
89/647/EWG. 

Der siebte und achte Unterabsatz (Buchstaben g und 
h) beziehen sich auf Fälle, in denen das Risiko als 
gering wenn nicht sogar als null und nichtig betrach- 
tet werden kann, d. h. auf Fälle, in denen der Kredit 
durch eine bei dem Kreditgeber in Form einer Barein- 
lage bzw. in Form von Einlagenzertifikaten gebilde- 
ten Sicherheitsleistung unterlegt wird. 

Der neunte Unterabsatz (Buchstabe i) bezieht sich auf 
Forderungen gegenüber anderen Kreditinstituten mit 
einer Laufzeit von bis zu einem Jahr; damit sollen auf 
dem Interbankenmarkt getätigte Geschäfte erfaßt 
werden. Auf diesem Markt agieren einander be- 
kannte Bankfachleute und zu seiner harmonischen 
Funktionsweise bedarf es einer gewissen Flexibilität, 
so daß die Kommission es derzeit nicht für zweckmä- 
ßig hält, eine einheitliche, auf Gemeinschaftsebene 
harmonisierte Begrenzung der auf diesem Markt ver- 
gebenen Kredite einzuführen. 


5 ) KOM(90) 141, ABI. Nr. C 152 vom 21. Juni 1990, S. 6. 


Der zehnte Unterabsatz (Buchstabe j), der die be- 
stimmten Bedingungen unterworfenen Handelspa- 
piere und Schuldverschreibungen betrifft, gründet 
sich inhaltlich auf diesselbe Überlegung, ebenso wie 
der elfte Unterabsatz (Buchstabe k), der die in Arti- 
kel 22 Abs. 4 der Richtlinie 85/611/EWG über die 
OGAW definierten Schuldverschreibungen be- 
trifft. 6 ) 

Der elfte Unterabsatz bezieht sich auf Genossen- 
schaftsbanken bzw. Sparkassen, die in Form von Net- 
zen strukturiert sind und in denen die Barmittel zen- 
tral verwaltet werden. 


Absatz 9 

Absatz 9 betrifft direkt bzw. indirekt an die regionalen 
und lokalen staatlichen Stellen in den Mitgliedstaaten 
vergebene Kredite. Angesichts ihrer im Prinzip nied- 
rigeren Risikobehaftung gestattet es der Vorschlag, 
sie mit einem Satz von 20 v. H. zu gewichten, der 
unter den in Artikel 7 der Richtlinie 89/647/EWG ge- 
nannten Bedingungen auf 0 v. H. zurückgeführt wer- 
den kann. Aufgrund der großen Unterschiede, die in 
den Statuten der regionalen und lokalen staatlichen 
Stellen, die außerhalb der Gemeinschaft gelegen sind, 
bestehen können, hält die Kommission eine Auswei- 
tung dieser Regelung auf die gesamte Zone A nicht 
für zweckmäßig. 


Absatz 10 

Dieser Absatz stellt die allgemeine Grundregel auf, 
daß im Falle einer Absicherung des Kredits an einen 
Kunden durch die Bürgschaft eines Dritten, die nach 
Auffassung der zuständigen Behörden hinreichend 
ist, die Mitgliedstaaten davon ausgehen können, daß 
der Kredit an diesen Dritten und nicht an den Kunden 
vergeben wurde. Wenn nun ein Kreditinstitut einem 
Kunden A einen Kredit von 50 und einem Kunden B 
einen Kredit von 20 gewährt, Kunde B aber einen 
Wert von 10 der Schuld von A gegenüber dem Kredit- 
institut garantiert, so können die Kredite an A und B 
wie folgt aufgerechnet werden; 

- A: 40 

- B: 30. 

Artikel 5 — Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
und auf nichtkonsolierter Basis 

Dieser Artikel übernimmt das bereits im Rahmen der 
Richtlinie 89/647/EWG über einen Solvabilitätskoeffi- 
zienten für Kreditinstitute verabschiedete Schema, 
und zwar genauer Artikel 3 Abs. 2 bis 6 dieser Richt- 
linie. 

Absatz 1 schreibt den Fall fest, daß ein Kreditinstitut 
weder eine Muttergesellschaft noch eine Tochterge- 
sellschaft ist. 


6 ) ABI. Nr. L 375 vom 31. Dezember 1985, S. 3. 
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Absatz 2 legt im Prinzip fest, daß für die in Artikel 3 
und 4 genannten Bestimmungen die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis gilt 

Absatz 3 legt fest, daß das Mutterkreditinstitut und 
seine in demselben Mitgliedstaat angesiedelten Toch- 
terunternehmen auf nichtkonsolidierter Basis über- 
wacht werden. 

Absatz 4 schreibt die Beaufsichtigung auf nichtkonso- 
lidierter Basis von in den anderen Mitgliedstaaten 
ansässigen Tochterunternehmen vor. 

Absatz 5 sieht die Möglichkeit von bilateralen Verein- 
barungen vor, denen zufolge die zuständigen Behör- 
den des Mitgliedstaats, in dem ein Tochterunterneh- 
men angesiedelt ist, ihre Aufsichtskompetenzen an 
die zuständigen Behörden des Mitgliedstaats delegie- 
ren können, in dem das Mutterkreditinstitut seinen 
Sitz hat. 


Artikel 6 — Übergangsbestimmungen für Kredite, 
die die Obergrenzen überschreiten 

Artikel 6 betrifft den Fall von Krediten, die zum Zeit- 
punkt der Veröffentlichung der Richtlinie im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften bereits beste- 
hen und die die in der Richtlinie festgelegten Ober- 
grenzen überschreiten. Eine Einführung von Über- 
gangsbestimmungen für diese Art von Krediten 
scheint gerechtfertigt zu sein, um den Kreditinstituten 
Zeit zu lassen, eine Lösung zu finden, die ihre ge- 
schäftlichen Beziehungen mit ihren Kunden nicht er- 
schüttert. In jedem Fall können Situationen auf treten, 
daß die Kreditinstitute gegenüber ihren Kreditneh- 
mern durch geschäftsübliche Formulierungen derart 
gebunden sind, so daß sie kurzfristig nicht notwendi- 
gerweise die Kredite zurückführen können. 

Der erste Absatz bestimmt den Zeitpunkt, bis zu dem 
die bestehenden Kredite in den Genuß der Über- 
gangsbestimmungen gelangen, d. h. bis zum Zeit- 
punkt der Veröffentlichung der Richtlinie im Amts- 
blatt der Europäischen Gemeinschaften. Die Wahl 
dieses Zeitpunktes wird durch die Überlegung be- 
gründet, daß die Kreditinstitute nach der Veröffentli- 
chung der Richtlinie nicht mehr die Möglichkeit ha- 
ben sollten, zusätzliche Kredite zu gewähren, die die 
später anwendbaren Obergrenzen überschreiten 
würden. 

In diesem Absatz werden die zuständigen Behörden 
ebenfalls aufgefordert, vom betroffenen Kreditinstitut 
die Ergreifung von Maßnahmen zu verlangen, die not- 
wendig sind, um den bzw. die die Obergrenzen über- 
schreitenden Kredite mit den Bestimmungen dieser 
Richtlinie in Einklang zu bringen. 

Absatz 2 legt fest, daß das Verfahren zur Eingrenzung 
der die Obergrenzen überschreitenden Kredite inner- 
halb des Zeitraums durchgeführt und abgeschlossen 
wird, den die zuständigen Behörden bankaufsichts- 
mäßig für vertretbar und wettbewerbsmäßig für lauter 
halten. Die zuständigen Behörden müssen die Kom- 
mission und den Beratenden Bankenausschuß über 
den Zeitplan des angenommenen allgemeinen Durch- 
führungsverfahrens unterrichten. 


Gemäß dem Wortlaut von Absatz 4 darf die besagte 
Frist jedoch einen Zeitraum von fünf Jahren nach dem 
in Artikel 8 Abs. 1 genannten Termin — d. h. der 
1. Januar 1993 — nicht überschreiten. Die langfristi- 
gen Kredite, für die das Kreditinstitut die Vertragsbe- 
dingungen respektieren muß, können bis zu diesem 
längeren Fälligkeitszeitpunkt weiterlaufen. 

Absatz 3 sieht vor, daß das Kreditinstitut von dem in 
Absatz 2 vorgesehenen Zeitraum nur Gebrauch ma- 
chen kann, wenn es keine Maßnahmen ergriffen hat 

— die Betonung liegt hier auf dem Absichtscharak- 
ter — , die eine Erhöhung der Kredite gegenüber dem 
Betrag zur Folge hätten, den diese bei Veröffentli- 
chung dieser Richtlinie im Amtsblatt erreicht haben. 

Absatz 5 schließlich sieht eine Sonderregelung vor, 
die die Mitgliedstaaten für die in Artikel 4 Abs. 2 der 
Richtlinie 89/646/EWG genannten besonderen Kate- 
gorien von Kreditinstituten anwenden können. Diese 
Bestimmung ist dadurch gerechtfertigt, daß ange- 
sichts der begrenzten Eigenmittel dieser Kreditinsti- 
tute eine unmittelbare Anwendung der 25 v. H.-Norm 
die Banktätigkeit zu unvermittelt einschränken 
würde. Die Regelung in Absatz 5 läßt sich wie folgt 
zusammenfassen: 

— vom 1. Januar 1993 bis 31. Dezember 1997 können 
die betreffenden Kreditinstitute einer Grenze von 
40 v. H. anstelle der in Artikel 4 Abs. 1 vorgesehe- 
nen Grenze unterworfen werden; in diesem Fall 
unterliegen alle von diesen Kreditinstituten einge- 
gangenen neuen Kreditrisiken dieser Grenze von 
40 v. H. ; 

— die zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Richt- 
linie im Amtsblatt vorhandenen Kreditrisiken kön- 
nen unabhängig von ihrer Höhe bis zum 31. De- 
zember 1997 bestehen bleiben, vorausgesetzt, daß 
sie nicht gegenüber dem Niveau erhöht werden, 
das sie zum Zeitpunkt dieser Veröffentlichung er- 
reicht haben; 

— ab dem 1. Januar 1998 tritt die Grenze von 25 v. H. 
in Kraft und gilt für alle neuen Kreditrisiken; 

— alle Kreditrisiken, die nach Ablauf der Fünfjahres- 
frist vorhanden sind (voraussichtlich am 31. De- 
zember 1997) und die zwischen 25 v. H. und 
40 v. H. der Eigenmittel ausmachen, können je- 
doch nur höchstens drei Jahre aufrechterhalten 
werden, d. h. bis spätestens 31. Dezember 2000, 
ebenfalls unter der Voraussetzung, daß sie nicht 
erhöht werden; 

— nach dem 1. Januar 1998 kann jedoch kein Kredit- 
risiko aufrechterhalten werden, das 40 v. H. der 
Eigenmittel übersteigt, und ab dem 1. Januar 2001 
kein Kreditrisiko, das 25 v. H. der Eigenmittel 
übersteigt; 

— in Anwendung von Absatz 4 können jedoch Kre- 
dite, deren Laufzeit nach den genannten Terminen 
abläuft, wenn sich das kreditvergebende Institut 
vertraglich verpflichtet hat, diese einzuhalten, in 
jedem Fall bis zum Ablauf dieser Laufzeit fortge- 
setzt werden. 
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Artikel 7 — Spätere Änderungen 

Absatz 1 legt die Anwendungsbereiche des für die 
technischen Änderungen an dieser Richtlinie gelten- 
den Verfahrens fest. Die ersten drei Unterabsätze be- 
treffen die Anpassung von Definitionen bzw. der Ter- 
minologie. Der vierte Unterabsatz bezieht sich auf die 
Meldehäufigkeit für Großkredite (vgl. Artikel 3 
Abs. 1). Der fünfte Unterabsatz betrifft die Klarstel- 
lung oder Ausweitung der Ausnahmeregelungen ge- 
mäß Artikel 4 Abs. 5 bis 9. Der sechste Unterabsatz 
hat schließlich die Festsetzung der maximalen Frist 
zum Inhalt, die für die Rückführung der die Obergren- 
zen überschreitenden Kredite gewährt wird, die zum 
Zeitpunkt der Veröffentlichung der Richtlinie im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften beste- 
hen. Wie in Artikel 6 Abs. 4 erwähnt, beträgt diese 
Höchstdauer fünf Jahre. 

Als Verfahren gilt gemäß Absatz 2 das Verfahren III 
Variante a) des Beschlusses 87/373/EWG des Rates 
vom 13. Juli 1987 zur Festlegung der Modalitäten für 
die Ausübung der der Kommission übertragenen 
Durchführungsbefugnisse. 


Artikel 8 — Schlußbestimmungen 

In Absatz 1 erster Unterabsatz werden die Mitglied- 
staaten dazu aufgefordert, der Richtlinie bis späte- 
stens zum 1. Januar 1993 nachzukommen. 

Im zweiten Unterabsatz wird festgeschrieben, daß die 
Mitgliedstaaten bei der Annahme der erforderlichen 
einzelstaatlichen Bestimmungen diese mit einem Ver- 
weis auf die vorhegende Richtlinie ausstatten bzw. 
daß bei ihrer amtlichen Veröffentlichung auf die 
Richtlinie Bezug genommen wird. 

Der zweite Absatz betrifft die Mitteilung der wichtig- 
sten von den Mitgliedstaaten anzunehmenden einzel- 
staatlichen Rechts- und Verwaltungs Vorschriften an 
die Kommission. 


Artikel 9 

Dieser Artikel enthält die übliche Formulierung, daß 
die Richtlinie an die Mitgliedstaaten gerichtet ist. 
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Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Überwachung und Kontrolle der GroBkredite 
von Kreditinstituten 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf Ar- 
tikel 57 Abs. 2 Satz 1 und 3, 

auf Vorschlag der Kommission 1 ), 

in Zusammenarbeit mit dem Europäischen Parla- 
ment 2 ), 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und, Sozial- 
ausschusses 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Diese Richtlinie entspricht den im Weißbuch der Kom- 
mission über die „Vollendung des Binnenmarktes" 4 ) 
aufgestellten Zielen. 

Es ist angebracht, die wichtigsten Aufsichtsregelun- 
gen zu harmonisieren; es ist wichtig, den Mitglied- 
staaten die Möglichkeit einzuräumen, strengere Vor- 
schriften als die in dieser Richtlinie vorgesehenen ein- 
zuführen. 

Diese Richtlinie war Gegenstand einer Konsultation 
des Beratenden Bankenausschusses, der gemäß Arti- 
kel 6 Abs. 4 der Richtlinie 77/780/EWG des Rates vom 
12. Dezember 1977 zur Koordinierung der Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften über die Aufnahme und 
Ausübung der Tätigkeit der Kreditinstitute 5 ), zuletzt 
geändert durch die Richtlinie 89/646/EWG 6 ), der 
Kommission Vorschläge im Hinblick auf die Koordi- 
nierung der in den Mitgliedstaaten anzuwendenden 
Koeffizienten macht. 

Die Überwachung und Kontrolle von Krediten eines 
Kreditinstituts ist Bestandteil der Bankaufsicht. Die 
übermäßige Konzentration von Krediten auf einen 
einzigen Kunden oder eine Gruppe von verbundenen 
Kunden kann ein unannehmbares Ausmaß der Ver- 
lustmöglichkeiten zur Folge haben. Eine derartige 
Situation kann für die Solvabilität eines Kreditinstituts 
als abträglich angesehen werden. 

Die gemeinsamen Leitlinien für die Überwachung 
und Kontrolle der Kredite von Kreditinstituten wurden 
anfänglich im Wege der Empfehlung 87/62/EWG der 
Kommission 7 ) eingeführt. Dieses Rechtsinstrument 
wurde gewählt, weil es eine schrittweise Anpassung 
der bestehenden Systeme und die Einführung neuer 
Systeme ermöglichte, ohne daß es zu einer Beein- 
trächtigung des Bankensystems der Gemeinschaft 
kam. Da diese erste Phase abgeschlossen ist, ist es 


1) ... 

2 ) ... 

3 ) . . . 

4) Dok. KOM(85) 310. 

5 ) ABI. Nr. L 322 vom 17. Dezember 1977, S. 30. 

6 ) ABI. Nr. L 386 vom 30. Dezember 1989, S. 1. 

7 ) ABI. Nr. L 33 vom 4. Februar 1987, S. 10. 


nunmehr an der Zeit, einen für alle Kreditinstitute in 
der Gemeinschaft verbindlichen Rechtsakt zu verab- 
schieden. 

Da die Kreditinstitute in einem gemeinsamen Ban- 
kenmarkt unmittelbar miteinander im Wettbewerb 
stehen, sollten die in der Gemeinschaft insgesamt gel- 
tenden bankaufsichtsrechtlichen Vorschriften gleich- 
wertig sein. Zu diesem Zweck müssen die Kriterien für 
die Bestimmung der Kreditrisikokonzentration auf 
Gemeinschaftsebene rechtsverbindlich festgelegt 
werden und nicht völlig dem freien Ermessen der Mit- 
gliedstaaten überlassen bleiben. Gemeinsame Vor- 
schriften werden den Interessen der Gemeinschaft am 
besten dienen, da dadurch unterschiedliche Wettbe- 
werbsbedingungen vermieden werden und gleichzei- 
tig das Bankensystem der Gemeinschaft gestärkt 
wird. 

Für die buchhalterische Methode der Risikobewer- 
tung wird auf die Vorschriften der Richtlinie 
86/635/EWG des Rates vom 8. Dezember 1986 über 
den Jahresabschluß und den konsolidierten Abschluß 
von Banken und anderen Finanzinstituten 8 ) verwiesen. 

Hinsichtlich der Nomenklatur der Kreditrisiken sei auf 
die Richtlinie 89/647/EWG des Rates vom 18. Dezem- 
ber 1989 über einen Solvabilitätskoeffizienten für Kre- 
ditinstitute 9 ) verwiesen. Es ist gerechtfertigt, sich für 
die Definition der Kredite auf diese Nomenklatur zu 
beziehen. Es ist jedoch unzweckmäßig, die Gewich- 
tungen oder die Risikograde dieser Richtlinie 
89/647/EWG zu übernehmen. Diese Gewichtungen 
und Risikograde dienen dazu, eine allgemeine Solva- 
bilitätsanforderung zur Abdeckung des Kreditrisikos 
der Kreditinstitute aufzustellen. Im Rahmen der Vor- 
schriften über die Großkredite ist das Ziel, die maxi- 
malen Verlustrisiken eines Kreditinstituts in bezug auf 
einen Kunden oder eine Gruppe verbundener Kunden 
zu begrenzen. Daher ist es angebracht, vorsichtig vor- 
zugehen und im allgemeinen die Kredite zu ihrem 
Nominalwert ohne Anwendung von Gewichtungen 
oder Risikograden zu erfassen. 

Wenn ein Kreditinstitut seinem Mutteruntemehmen 
oder anderen Tochterunternehmen dieses Mutterun- 
temehmens Kredite gewährt, ist besondere Vorsicht 
geboten. Die Kreditgewährung eines Kreditinstituts 
muß völlig autonom, nach soliden Prinzipien der 
Bankgeschäftsführung und ohne Berücksichtigung 
anderer externer Prinzipien vorgenommen werden. 
Die Vorschriften der Zweiten Richtlinie des Rates 
89/646/EWG vom 15. Dezember 1989 zur Koordinie- 
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften über 
die Aufnahme und Ausübung der Tätigkeit der 
Kreditinstitute und zur Änderung der Richtlinie 


8) ABI. Nr. L 372 vom 31. Dezember 1986, S. 1. 

9 ) ABI. Nr. L 386 vom 30. Dezember 1989, S. 14. 
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77/780/EWG sieht vor, daß im Falle einer Einfluß- 
nahme zum Schaden einer umsichtigen und soliden 
Geschäftsführung eines Kreditinstituts durch eine 
Person, die direkt oder indirekt eine qualifizierte Be- 
teiligung an einem Kreditinstitut hält, die zuständigen 
Behörden die erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
um diesen Zustand zu beenden. Auf dem Gebiet der 
Großkredite sollten auch spezifische Normen in bezug 
auf die Kredite eines Kreditinstituts an Unternehmen 
der eigenen Gruppe vorgesehen werden, insbeson- 
dere Normen mit strengeren Obergrenzen für diese 
Kredite verglichen mit anderen Krediten. Diese stren- 
geren Obergrenzen finden jedoch keine Anwendung, 
falls die Muttergesellschaft eine Finanzholding oder 
ein Kreditinstitut ist und die anderen Tochtergesell- 
schaften Kreditinstitute, Finanzinstitute oder Unter- 
nehmen mit bankbezogenen Hilfsdiensten sind, so- 
weit alle diese Unternehmen in die Beaufsichtigung 
des Kreditinstituts auf konsolidierter Basis einbezo- 
gen werden. In diesem Fall erlaubt die Beaufsichti- 
gung des so gebildeten Ganzen auf konsolidierter 
Basis eine ausreichend wirksame Aufsicht, so daß es 
nicht nötig ist, strengere Kreditbegrenzungsnormen 
vorzusehen. Dadurch werden die Bankgruppen au- 
ßerdem ermutigt, ihre Struktur derart zu organisieren, 
daß eine Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
möglich ist, was einem gewünschten Ziel, nämlich der 
Erreichung einer vollständigeren Beaufsichtigung, 
entgegenkommt. 

Für die in Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie 89/646/EWG 
vorgesehenen besonderen Kategorien von Kreditin- 
stituten ist eine Anwendung der Grenze von 25 v. H. 
der Eigenmittel in zwei Stufen vorgesehen; da die 
Eigenmittel dieser Kreditinstitute begrenzt sind, 
würde eine Anwendung der 25 v, H.-Norm in einem 
Schritt ihre Banktätigkeit zu unvermittelt einschränken. 

Die Durchführungsbefugnisse, die der Rat in seiner 
Richtlinie 89/299/EWG vom 17. April 1989 über die 
Eigenmittel der Kreditinstitute 10 ) für sich selbst Vorbe- 
halten hat, sind der gleichen Art wie diejenigen, die 
der Kommission in der Richtlinie 89/646/EWG über- 
tragen worden sind. 

In Anbetracht der Spezifizität des Bankensektors 
sollte dem in Artikel 22 der Richtlinie 89/646/EWG 
vorgesehenen Ausschuß die Aufgabe übertragen wer- 
den, der Kommission bei der Ausübung der ihr anver- 
trauten Befugnisse gemäß dem in Artikel 2 vorgese- 
henen Verfahren III, Variante a) der Ratsentschei- 
dung 87/373/EWG vom 13. Juli 1987 zur Festlegung 
für die Ausübung der auf die Kommission übertrage- 
nen Durchführungsbefugnisse 11 ) beizustehen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 
Definitionen 

Im Sinne dieser Richtlinie bedeuten: 

a) „Kreditinstitut“: ein Kreditinstitut im Sinne von 
Artikel 1 erster Gedankenstrich der Richtlinie 


10 ) ABI. Nr. L 124 vom 5. Mai 1989, S. 16. 
U) ABI. Nr. L 197 vom 18. Juli 1987, S. 33. 


77/780/EWG des Rates, einschließlich seiner 
Zweigniederlassungen in Drittländern, sowie alle 
privaten und öffentlichen Unternehmen, ein- 
schließlich ihrer Zweigniederlassungen, die der 
Definition in Artikel 1 erster Gedankenstrich der 
Richtlinie 77/780/EWG entsprechen und die in ei- 
nem Drittland zugelassen wurden, 

b) „zuständige Behörden": die zuständigen Behör- 
den im Sinne von Artikel 1 neunter Gedanken- 
strich der Richtlinie . . , des Rates (über die Beauf- 
sichtigung der Kreditinstitute auf konsolidierter 
Basis), 

c) „Mutterunternehmen" : ein Mutteruntemehmen 
im Sinne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 
83/349/EWG des Rates 

d) „Tochterunternehmen": ein Tochterunternehmen 
im Sinne der Artikel 1 und 2 der Richtlinie 
83/349/EWG; jedes Tochterunternehmen eines 
Tochterunternehmens gilt als Tochterunterneh- 
men des Mutteruntemehmens, das an der Spitze 
dieser Unternehmen steht, 

e) „Finanzholding": ein Unternehmen im Sinne von 
Artikel 1 dritter Gedankenstrich der Richtlinie . . , 
(über die Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf 
konsolidierter Basis), 

f) „Finanzinstitut": ein Unternehmen im Sinne von 
Artikel 1 Unterabsatz 6 der Zweiten Richtlinie 
89/646/EWG, 

g) „Unternehmen mit bankbezogenen Hilfsdien- 
sten": ein Unternehmen im Sinne von Artikel 1 
fünfter Gedankenstrich der Richtlinie . . . (Beauf- 
sichtigung auf konsolidierter Basis), 

h) „Kredite": die Aktiva und außerbüanzmäßigen 
Geschäfte im Sinne von Artikel 6 und der An- 
hänge I und AI der Richtlinie 89/647/EWG ohne 
Anwendung der in den genannten Bestimmungen 
vorgesehenen Gewichtungen und Risikograde. 
Die außerbilanzmäßigen Geschäfte im Sinne von 
Anhang III werden nach dem in Anhang II der ge- 
nannten Richtlinie vorgesehenen Verfahren be- 
rechnet, jedoch ohne Anwendung der Gewichtun- 
gen für die jeweilige Gegenpartei; feste Übemah- 
meverpflichtungen für Wertpapieremissionen un- 
ter Abzug der Anteile, die an andere Kreditinstitute 
oder an Finanzinstitute abgetreten wurden, sind 
darin enthalten, 

i) „Zone A" : die in Artikel 2 zweiter Gedankenstrich 
der Richtlinie 89/647/EWG definierte Zone, 

j) „Zone B": die in Artikel 2 dritter Gedankenstrich 
der Richtlinie 89/647/EWG definierte Zone, 

k) „Eigenmittel": die Eigenmittel eines Kreditinstitu- 
tes im Sinne der Richtlinie 89/299/EWG, 

l) „beherrschender Einfluß": die Beziehung zwi- 
schen einer Muttergesellschaft und einer Tochter- 
gesellschaft im Sinne der Artikel 1 und 2 der Richt- 
linie 83/349/EWG oder eine gleichartige Bezie- 
hung zwischen einer natürlichen oder juristischen 
Person und einem Unternehmen, 


12) ABI. Nr. L 193 vom 18. Juli 1983, S. 1. 
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m) „Gruppe verbundener Kunden": zwei oder mehr 
natürliche oder juristische Personen, die — vorbe- 
haltlich des Gegenbeweises — im Hinblick auf 
den Kredit insofern eine Einheit bilden, als 

(i) entweder eine von ihnen direkt oder indirekt 
über die andere oder die anderen einen be- 
herrschenden Einfluß hat, oder 

(ü) zwischen diesen Personen Abhängigkeiten 
bestehen, die es wahrscheinlich erscheinen 
lassen, daß — wenn einer dieser Kunden in 
finanzielle Schwierigkeiten gerät — die ande- 
ren oder alle auf Rückzahlungsschwierigkei- 
ten stoßen. 

Als Abhängigkeiten sollten insbesondere in 
Betracht gezogen werden: 

— gemeinsame Aktionäre oder Gesellschaf- 
ter, 

— gemeinsame Direktoren, 

— gegenseitige Bürgschaften, 

— direkte geschäftliche Abhängigkeiten, die 
nicht kurzfristig ersetzt werden können. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

Diese Richtlinie güt für Kreditinstitute, die gemäß 
Artikel 3 der Richtlinie 77/780/EWG eine Zulassung 
erhalten haben. 

Die Mitgliedstaaten dürfen diese Richtlinie jedoch 
nicht an wenden auf 

a) die in Artikel 2 Abs. 2 der Richtlinie 77/780/EWG 
aufgeführten Kreditinstitute, 

b) Institute desselben Mitgliedstaates, die — wie in 
Artikel 2 Abs. 4 Buchstabe a der Richtlinie 
77/780/EWG definiert — einer Zentralorganisation 
mit Sitz in diesem Mitgiieastaat zugeordnet sind. In 
diesem Fall muß die Gesamtheit — bestehend aus 
der Zentralorganisation und den ihr zugeordneten 
Instituten — , unbeschadet der Anwendung dieser 
Richtlinie auf die Zentralorganisation, der globalen 
Beaufsichtigung im Hinblick auf Großkredite un- 
terliegen. 

Artikel 3 

Meldung von Großkrediten 

1. Großkredite gemäß Absatz 2 werden von dem Kre- 
ditinstitut den zuständigen Behörden gemeldet. 
Die Mitgliedstaaten sehen vor, daß diese Meldung 
wahlweise nach einer der beiden folgenden For- 
meln erfolgt: 

— Meldung aller Großkredite mindestens einmal 
jährlich und Meldung aller Änderungen der 
jährlichen Meldung im Laufe des Jahres; 

— Meldung aller Großkredite mindestens viermal 
jährlich. 


2. Ein Kredit eines Kreditinstitutes an einen Kunden 
oder eine Gruppe verbundener Kunden ist ein 
„Großkredit", wenn sein Wert 10 v. H. der Eigen- 
mittel erreicht oder überschritten hat. 

Artikel 4 

Obergrenzen für Großkredite 

1. Kreditinstitute dürfen dem Kunden oder einer 
Gruppe verbundener Kunden keinen Kredit ein- 
räumen, dessen Gesamtbetrag 25 v. H. der Eigen- 
mittel überschreitet. 

2. Wenn es sich bei dem Kunden oder der Gruppe 
verbundener Kunden um das Mutterunterneh- 
men des Kreditinstituts und/oder eine oder meh- 
rere der Tochtergesellschaften dieses Mutter- 
unternehmens handelt, verringert sich der in Ab- 
satz 1 genannte Prozentsatz auf 20 v. H.. 

3. Der aggregierte Wert der Großkredite eines Kre- 
ditinstituts darf 800 v. H. seiner Eigenmittel nicht 
übersteigen. 

4. Die Mitgliedstaaten können strengere als die in 
den Absätzen 1, 2 und 3 vorgesehenen Obergren- 
zen vorsehen. 

5. Die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Gren- 
zen sind von den Kreditinstituten zu jedem Zeit- 
punkt zu beachten. Sie können nur unter außer- 
gewöhnlichen Umständen vorübergehend über- 
schritten werden. In solchen Fällen bestimmen die 
zuständigen Behörden einen Zeitpunkt, bis zu 
dem das Kreditinstitut seine Situation bereinigt. 

6. Die Mitgliedstaaten können von der Anwendung 
des Absatzes 2 die Kredite ganz oder teüweise 
ausnehmen, die an die Finanzholding, die Mutter- 
unternehmen des Kreditinstituts ist, sowie an die 
übrigen Tochterunternehmen dieser Finanzhol- 
ding vergeben wurden, sofern 

a) diese Finanzholding in eine Aufsicht auf kon- 
solidierter Basis des Kreditinstituts gemäß der 
Richtlinie des Rates . . . vom . . . (über die Be- 
aufsichtigung auf konsolidierter Basis) einbe- 
zogen ist, 

b) die übrigen Tochtergesellschaften Kreditinsti- 
tute, Finanzinstitute oder Unternehmen mit ei- 
ner Hilfstätigkeit in bezug auf das Bankge- 
schäft sind und in die Beaufsichtigung des Kre- 
ditinstituts auf konsolidierter Basis nach den 
Bestimmungen der Richtlinie . . . (über die Be- 
aufsichtigung auf konsolidierter Basis) einbe- 
zogen sind. 

7. Die Mitgliedstaaten können folgende Kredite 
ganz oder teilweise von der Anwendung der Ab- 
sätze 1, 2 und 3 ausnehmen: 

a) Kredite, die an die Muttergesellschaft des Kre- 
ditinstituts vergeben wurden, sofern diese 
Muttergesellschaft ein Kreditinstitut ist, das 
der Beaufsichtigung auf konsolidierter Basis 
gemäß der Richtlinie . . . (über die Beaufsichti- 
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gung auf konsolidierter Basis) bzw. gleichwer- 
tigen Normen in einem Drittland unterliegt; 

b) Kredite, die an die Tochtergesellschaften des 
Kreditinstituts vergeben wurden, sofern diese 
Tochtergesellschaften Kreditinstitute, Finanz- 
institute oder Unternehmen mit einer Hilfstä- 
tigkeit in bezug auf das Bankgeschäft sind und 
in die Beaufsichtigung der Kreditinstitute auf 
konsolidierter Basis gemäß der Richtlinie des 
Rates . . . vom . . . (über die Beaufsichtigung 
auf konsolidierter Basis) einbezogen sind. 

8. Die Mitgliedstaaten können folgende Kredite 

ganz oder teilweise von der Anwendung der Ab- 
sätze 1, 2 und 3 ausnehmen: 

a) Aktiva in Form von Forderungen gegenüber 
den Zentralverwaltungen und den Zentralban- 
ken der Zone A ; 

b) Aktiva in Form von Forderungen gegenüber 
den Europäischen Gemeinschaften; 

c) Aktiva in Form von Forderungen, die von den 
Zentralverwaltungen und Zentralbanken der 
Zone A sowie von den Europäischen Gemein- 
schaften durch Bürgschaften abgesichert wer- 
den; 

d) sonstige Kredite an die Zentralverwaltungen 
und die Zentralbanken der Zone A und der 
Europäischen Gemeinschaften bzw. von die- 
sen verbürgte Kredite; 

e) Aktiva in Form von Forderungen gegenüber 
den Zentralverwaltungen und den Zentralban- 
ken der Zone B, die auf die Währung des Dar- 
lehensnehmers lauten und in dieser finanziert 
werden; 

f) Aktiva, die — nach Auffassung der zuständi- 
gen Behörden hinreichend — durch eine Si- 
cherheitsleistung in Form von Wertpapieren 
der Zentralverwaltungen oder der Zentralban- 
ken der Zone A oder der Europäischen Ge- 
meinschaften abgesichert sind; 

g) Aktiva, die — nach Auffassung der zuständi- 
gen Behörden hinreichend — durch eine Si- 
cherheitsleistung in Form einer Bareinlage bei 
dem Darlehensgeber oder bei einem Kreditin- 
stitut, das Muttergesellschaft des Darlehensge- 
bers ist, abgesichert sind; 

h) Aktiva, die — nach Auffassung der zuständi- 
gen Behörden hinreichend — durch eine Si- 
cherheitsleistung in Form von Einlagenzertifi- 
katen abgesichert sind, die vom Darlehensge- 
ber ausgestellt und bei diesem hinterlegt 
sind; 

i) Aktiva in Form von Forderungen gegenüber 
Kreditinstituten mit einer Laufzeit von bis zu 
einem Jahr, die keine Eigenmittel darstellen; 

j) Handelspapiere und Schuldverschreibungen 
mit einer Laufzeit von bis zu einem Jahr, die 
von einem anderen Kreditinstitut ausgestellt 
und zur Refinanzierung bei einer Zentralbank 
zugelassen sind; 


k) Schuldverschreibungen im Sinne von Arti- 
kel 22 Abs. 4 der Ratsrichtlinie 85/611/ 
EWG W); 

l) Aktiva in Form von Forderungen gegenüber 
regionalen oder nationalen Kreditinstituten, 
denen das darlehensgebende Kreditinstitut 
aufgrund seiner Satzung oder aufgrund von 
Rechtsvorschriften im Rahmen einer Vereini- 
gung angeschlossen ist und die nach diesen 
Vorschriften beauftragt sind, den Liquiditäts- 
ausgleich innerhalb dieser Vereinigung vorzu- 
nehmen. 

9. Die Mitgliedstaaten können bei der Anwendung 
der Absätze 1, 2 und 3 ein Gewicht von 20 v. H. 
auf Aktiva in Form von Forderungen gegenüber 
den regionalen und lokalen staatlichen Stellen 
der Mitgliedstaaten sowie auf andere ihnen ge- 
genüber bestehende bzw. von ihnen abgesicherte 
Kredite ansetzen: unter den in Artikel 7 der Richt- 
linie 89/647/EWG genannten Voraussetzungen 
können die Mitgliedstaaten jedoch ein Gewicht 
0 v. H. anwenden. 

10. Wenn ein Dritter einen Kredit eines Kunden durch 
eine Bürgschaft nach Auffassung der zuständigen 
Behörden hinreichend absichert, können die Mit- 
gliedstaaten den Kredit als an diesen Dritten und 
nicht an den Kunden vergeben ansehen. 

Artikel 5 

Aufsicht auf konsolidierter Basis 
und auf nichtkonsolidierter Basis 

1. Wenn das Kreditinstitut weder ein Mutterunter- 
nehmen noch ein Tochterunternehmen ist, erfolgt 
die Aufsicht hinsichtlich der Verpflichtungen ge- 
mäß den Artikeln 3 und 4 auf nichtkonsolidierter 
Basis. 

2. Wenn das Kreditinstitut ein Mutterunternehmen 
ist, erfolgt die Aufsicht hinsichtlich der Verpflich- 
tungen gemäß den Artikeln 3 und 4 nach der Richt- 
linie . . . (über die Beaufsichtigung auf konsolidier- 
ter Basis) auf konsolidierter Basis. 

3. Die für die Zulassung und die Beaufsichtigung des 
Kreditinstituts, das ein Mutterunternehmen ist, zu- 
ständigen Behörden können darüber hinaus for- 
dern, daß dieses Kreditinstitut den Verpflichtungen 
gemäß den Artikeln 3 und 4 auf unter konsolidier- 
ter oder nichtkonsolidierter Basis ebenso nach- 
kommt wie alle Tochterunternehmen dieses Kre- 
ditinstituts, die von diesen zugelassen und beauf- 
sichtigt werden. Wird eine solche Kontrolle der 
Kreditaufteilung innerhalb der Bankengruppe 
nicht durchgeführt, sind andere Maßnahmen zu 
treffen, um dieses Ziel zu erreichen. 

4. Wenn ein Tochterunternehmen eines Mutterunter- 
nehmens, das ein Kreditinstitut ist, in einem ande- 
ren Mitgliedstaat zugelassen wurde, sorgen die zu- 
ständigen Behörden, die diese Zulassung erteilt 
haben, dafür, daß die Verpflichtungen gemäß den 

13 ) ABI, Nr. L 375 vom 31. Dezember 1985, S. 3. 
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Artikeln 3 und 4 auf nichtkonsolidierter oder gege- 
benenfalls auf unterkonsolidierter Basis erfüllt 
werden. 

5. Ungeachtet der Bestimmungen in Absatz 4 können 
die Behörden, die für die Zulassung des Tochterun- 
ternehmens eines Mutterunternehmens mit Sitz in 
einem anderen Mitgliedstaat zuständig sind, ihre 
Zuständigkeit für die Aufsicht hinsichtlich der Ver- 
pflichtungen gemäß den Artikeln 3 und 4 durch 
eine bilaterale Vereinbarung an die Behörden de- 
legieren, die für die Zulassung und Beaufsichti- 
gung des Mutterunternehmens zuständig sind. Die 
Kommission und der Beratende Bankenausschuß 
sind über die Existenz und den Inhalt dieser Ver- 
einbarungen auf dem laufenden zu halten. 

Artikel 6 

Übergangsbestimmungen für Kredite, 
die die Obergrenzen überschreiten 

1. Hat zur Zeit der Veröffentlichung der vorliegenden 
Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften ein Kreditinstitut einen Kredit oder Kre- 
dite vergeben, die entweder die in Artikel 4 ange- 
gebenen Obergrenzen für Großkredite oder die 
Obergrenze für aggregierte Großkredite über- 
schreiten, unternehmen die zuständigen Behörden 
Schritte, damit die betreffenden Kreditinstitute den 
Kredit oder die Kredite mit den Bestimmungen die- 
ser Richtlinie in Einklang bringen. 

2. Dieses Verfahren zur Veranlassung der Rückfüh- 
rung des Kredits oder der Kredite auf das zulässige 
Niveau soll innerhalb eines Zeitraumes ausgear- 
beitet, angenommen, durchgeführt und abge- 
schlossen werden, den die zuständigen Behörden 
bankaufsichtsmäßig für vertretbar und Wettbe- 
werb smäßig für fair halten. Die zuständigen Behör- 
den unterrichten die Kommission und den Beraten- 
den Bankenausschuß über den Zeitplan des ange- 
nommenen allgemeinen Verfahrens. 

3. Ein Kreditinstitut kommt nur m den Genuß der in 
Absatz 2 vorgesehenen Frist, wenn es keine Maß- 
nahmen ergriffen hat, die eine Erhöhung der Kre- 
dite gegenüber dem Betrag zur Folge hätten, den 
diese bei Veröffentlichung dieser Richtlinie im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften er- 
reicht haben. 

4. Die Frist in Anwendung von Absatz 2 darf einen 
Zeitraum von fünf Jahren nach dem 1. Januar 1993 
nicht überschreiten. Langfristige Kredite, bei de- 
nen das kreditgebende Institut die vertraglichen 
Bedingungen beachten muß, können jedoch bis 
zum Ende ihrer Laufzeit weiterlaufen. 

5. Während eines Zeitraums, der fünf Jahre ab dem 
1. Januar 1993 nicht überschreiten darf, können die 
Mitgliedstaaten die in Artikel 4 Abs. 1 vorgese- 
hene Obergrenze für Kreditinstitute, die den in 
Artikel 4 Abs. 2 der Richtlinie 89/646/EWG vorge- 
sehenen besonderen Kategorien angehören, auf 
40 v. H. erhöhen. In diesem Fall ist die in Absatz 4 
vorgesehene Frist auf einen Zeitraum von drei Jah- 
ren zu verkürzen, der mit Ablauf des obengenann- 


ten Fünfjahreszeitraums beginnt. Die betreffenden 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission und dem 
Beratenden Bankenausschuß mit, aus welchen 
Gründen sie von dieser Möglichkeit Gebrauch ge- 
macht haben und welche Maßnahmen sie ergriffen 
haben, um über die vorgesehenen Grenzen hinaus- 
gehende Kreditrisiken auf die vorgesehenen Gren- 
zen zurückzuführen. 

Artikel 7 

Spätere Änderungen 

1. Die in den nachstehenden Punkten genannten 
technischen Änderungen dieser Richtlinie werden 
nach dem in Absatz 2 festgelegten Verfahren erlas- 
sen: 

— Anpassung der Definitionen zwecks Berück- 
sichtigung der auf den Finanzmärkten beob- 
achteten Entwicklungen; 

— Klarstellung der Definitionen, um eine einheitli- 
che Anwendung dieser Richtlinie sicherzustel- 
len; 

— Anpassung der Terminologie und der Formulie- 
rung der Definitionen an spätere Rechtsakte, 
die sich auf die Kreditinstitute und damit ver- 
bundene Bereiche beziehen; 

— Meldehäufigkeit gemäß Artikel 3 Abs. 1; 

— Klarstellung und Ausweitung der Ausnahme- 
regelungen in Artikel 4 Abs. 5 bis 9; 

— Fristsetzung nach Artikel 6 Abs. 4. 

2. Die Kommission wird von dem in Artikel 22 Abs. 2 
Unterabsatz 1 der Richtlinie 89/646/EWG vorgese- 
henen Ausschuß unterstützt. , 

Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Aus- 
schuß einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. 
Der Ausschuß gibt seine Stellungnahme zu diesem 
Entwurf innerhalb einer Frist ab, die der Vorsitzende 
unter Berücksichtigung der Dringlichkeit der betref- 
fenden Frage festsetzen kann. Die Stellungnahme 
wird mit der Mehrheit abgegeben, die in Artikel 148 
Abs. 2 EWG- Vertrag für die Annahme der vom Rat auf 
Vorschlag der Kommission zu fassenden Beschlüsse 
vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuß 
werden die Stimmen der Vertreter der Mitgliedstaa- 
ten gemäß diesem Artikel gewogen. Der Vorsitzende 
nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

Die Kommission erläßt die beabsichtigten Maßnah- 
men, wenn sie der Stellungnahme des Ausschusses 
entsprechen. 

Entsprechen die beabsichtigten Maßnahmen nicht 
der Stellungnahme des Ausschusses oder liegt keine 
Stellungnahme vor, so unterbreitet die Kommission 
dem Rat unverzüglich einen Vorschlag für die zu tref- 
fenden Maßnahmen. Der Rat beschließt mit qualifi- 
zierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten 
von seiner Befassung an keinen Beschluß gefaßt, so 
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werden die vorgeschlagenen Maßnahmen von der 
Kommission erlassen. 

Artikel 8 

Schlußbestimmungen 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften, um dieser 
Richtlinie bis zum 1. Januar 1993 nachzukommen. 
Sie unterrichten die Kommission unverzüglich 
hiervon. 

Wenn die Mitgliedstaaten die Vorschriften nach 
Unterabsatz 1 erlassen, nehmen sie in diesen Vor- 


schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der 
amtlichen Veröffentlichung auf diese Richtlinie Be- 
zug. Die Mitgliedstaaten regeln die Einzelheiten 
dieser Bezugnahme. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den 
Wortlaut der wichtigsten Rechts- und Verwal- 
tungsvorschriften mit, die sie auf dem unter diese 
Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 


Artikel 9 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Geschehen zu Brüssel am . . , 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Finanzbogen 


Der Vorschlag ist nicht mit Aufwendungen für den 
Haushalt der Europäischen Gemeinschaften verbun- 
den. 


Auswirkungen auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung 


I. Wodurch ist die Maßnahme in erster Linie 
gerechtfertigt? 

Der Hauptgrund für die Einführung der Maßnahme 
ist, die Beaufsichtigung der Kreditinstitute der Ge- 
meinschaft im Bereich der Risikokonzentration zu ver- 
bessern und zu stärken. 


IL Merkmale der betroffenen Unternehmen 

Betroffene Unternehmen sind die Kreditinstitute, d. h. 
eine Kategorie von Unternehmen, die besonderen Re- 
gelungen unterworfen ist. 

Angesichts des in Artikel 4 und 10 der Richtlinie 
89/646/EWG vorgesehenen Betrags des Anfangskapi- 
tals und des Mindestbetrags der Eigenmittel ist nicht 
davon auszugehen, daß unter den betroffenen Kredit- 
instituten eine große Zahl von kleinen und mittleren 
Unternehmen (KMU) ist. 

Eine regionale Konzentration ist ebenfalls nicht fest- 
zustellen. 


III. Welche Verpflichtungen werden den 
Unternehmen direkt auferlegt? 

Der Vorschlag sieht vor, daß die betroffenen Unter- 
nehmen, d. h. die Kreditinstitute, verpflichtet sind, 
den zuständigen Behörden Großkredite zu melden 
und die Großkredite auf einen bestimmten Prozent- 
satz ihres Eigenkapitals zu beschränken (25 v. H. für 
einen Einzelkredit und 800 v. H. für den aggregierten 
Wert der Großkredite). 


IV. Welche Verpflichtungen könnten den 

Unternehmen auf dem Wege über die örtlichen 
Behörden indirekt auferlegt werden? 

Von den örtlichen Behörden kann den betroffenen 
Unternehmen keine Verpflichtung auf erlegt wer- 
den. 


V. Gibt es Sondermaßnahmen für KMU? Wenn ja r 
welche? 

Der Vorschlag zielt darauf ab, die Beaufsichtigung 
einer bestimmten Gruppe von Unternehmen (der Kre- 
ditinstitute) zu verbessern; er betrifft daher die KMU 
nicht. Da der Vorschlag die Großkredite der Kreditin- 
stitute begrenzt, ist darüber hinaus nicht zu erwarten, 
daß er zu einer Einschränkung der Vergabe von Kre- 
diten durch die Kreditinstitute an die KMU führt. 


VI. Was sind die voraussichtlichen Auswirkungen 

a) auf die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen, 

b) auf die Beschäftigung? 

a) Da der Vorschlag darauf abzielt, eine umfassen- 
dere Beaufsichtigung der Aktivitäten der Kreditin- 
stitute einzuführen, dürfte sich die Gefahr eines 
Konkurses dieser Unternehmen verringern, und 
dies kann sich nur positiv auf ihre Leistungsfähig- 
keit und auf die Stabilität der Wirtschafts- und 
Finanztätigkeit im allgemeinen auswirken. 

b) Auswirkungen auf die Beschäftigung sind nicht zu 
erwarten. 


VII. Sind die Sozialpartner konsultiert worden? 
Welche Auffassung wird von diesen vertreten? 

Die Arbeitnehmervertreter wurden davon in Kenntnis 
gesetzt, daß die Kommission die Absicht hat, diese 
Richtlinie auszuarbeiten, die auf die Lage der Arbeit- 
nehmer keinerlei Auswirkungen haben wird. 

Im Hinblick auf die Unternehmen fanden informelle 
Anhörungen der Europäischen Banken Vereinigung, 
der Europäischen Sparkassenvereinigung, der Verei- 
nigung der Kreditgenossenschaften und der Vereini- 
gung der europäischen Hypothekenbanken statt. 

Grundsätzlich sind alle diese Berufsverbände mit 
einer Regelung über die Großkredite einverstanden. 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Karl H. Fell, Martin Grüner und Dr. Norbert Wieczorek 


Der Richtlinienvorschlag wurde dem Finanzausschuß 
gemäß § 93 der Geschäftsordnung mit Sammelüber- 
weisung 12/1 122 Nr. 3.2 zur federführenden Beratung 
und zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft 
überwiesen. Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Vor- 
lage am 30. Oktober 1991 beraten. Der Finanzaus- 
schuß hat die Vorlage am 13. November und am 
11. Dezember 1991 behandelt. 


I. Inhalt des Richtlinienvorschlags 

1. Nachdem die 1986 verabschiedete Empfehlung der 
EG-Kommission zur Überwachung und Kontrolle 
der Großkredite (87/62/EWG) nicht die für eine 
europaweite Harmonisierung erforderliche Anglei- 
chung der nationalen Bankaufsichtsrechte in die- 
sem Bereich gebracht hat, soll der vorliegende 
Richtlinienvorschlag den Weg für eine Vereinheit- 
lichung dieser Rechtsmaterie in den EG-Mitglied- 
staaten bereiten. 

2. Die Richtlinie soll auf Kreditinstitute i. S. des Arti- 
kels 1 der Ersten Bankrechtskoordinierungsrichtli- 
nie (77/780/EWG) und auf Kreditinstitutsgruppen 
angewandt werden. Der Richtlinienentwurf defi- 
niert den Kreditbegriff durch Verweis auf Artikel 6 
der Solvabilitätsrichtlinie (89/647/EWG). Danach 
werden nahezu alle Aktiva eines Instituts, also 
auch Inhaberschuldverschreibungen und Beteili- 
gungen, zu den Krediten gerechnet. Dazu treten 
außerbilanzielle Forderungen, feste Übernahme- 
verpflichtungen aus Wertpapieremissionen sowie 
alle Kreditzusagen (Artikel 1 Buchstabe h). 

Großkredite werden in Artikel 3 des Richtlinien- 
vorschlags als Kredite eines Kreditinstituts an ei- 
nen Kunden oder eine Gruppe verbundener Kun- 
den, die 10 v. H. der Eigenmittel des Kreditinstituts 
erreichen oder überschreiten, definiert. Diese Kre- 
dite müssen nach dem Vorschlag den Aufsichtsbe- 
hörden regelmäßig gemeldet werden (einmal jähr- 
lich, dazu alle Änderungen im Laufe des Jahres; 
alternativ: Meldung aller Großkredite mindestens 
viermal jährlich). 

Der einzelne Großkredit darf nach dem Richtlinien- 
entwurf 25 v. H. der Eigenmittel des Kreditinstituts 
nicht überschreiten, während die Summe der Groß- 
kredite nicht über 800 v. H. der Eigenmittel hinaus- 
gehen darf. Die Grenze für den einzelnen Großkre- 
dit soll sich im Falle der Kreditvergabe innerhalb 
des Kreditinstitutskonzerns auf 20 v. H. reduzieren 
(Artikel 4 Nr. 1 bis 3). Die genannten Grenzen müs- 
sen nach dem Richtlinienentwurf zu jedem Zeit- 
punkt eingehalten werden; unter außergewöhnli- 
chen Umständen mögliche Überschreitungen müs- 
sen im Einvernehmen mit den Bankenaufsichtsbe- 
hörden zurückgeführt werden (Artikel 4 Nr. 5). Ar- 
tikel 4 Nr. 7 und 8 sollen den Mitgliedstaaten die 


Möglichkeit eröffnen, Kredite ohne oder mit ledig- 
lich geringem Risiko von der Anwendung der 
Obergrenzen ganz oder teilweise auszunehmen. 
Dazu zählen beispielsweise Kredite an staatliche 
Zentralverwaltungen und Zentralbanken insbe- 
sondere der OECD-Staaten, Forderungen an die 
EG, Forderungen an andere Kreditinstitute mit 
einer Laufzeit von maximal einem Jahr und Forde- 
rungen von Genossenschaften und Sparkassen an 
ihre jeweiligen Zentralkassen (Artikel 4 Nr. 8 Buch- 
stabe 1). Ausgenommen werden können nach dem 
Richtlinienvorschlag auch Kredite, denen be- 
stimmte Sicherheiten (z. B. Wertpapiere der Zen- 
tral verwaltungen/-banken, Bareinlagen, Einlagen- 
zertifikate) gegenüberstehen (Artikel 4 Nr. 8f bis 
h). Verbürgte Kredite sollen mit dem für den Bür- 
gen geltenden Anrechnungssatz angerechnet wer- 
den können (Artikel 4 Nr. 10); für Kredite an Län- 
der und Gemeinden ist ein Wahlrecht vorgesehen 
(Artikel 4 Nr. 9). 

Die Großkreditregelung soll sich nicht nur auf Ein- 
zelkreditinstitute beziehen, sondern auch auf kon- 
silidierter Basis angewandt werden (Artikel 5). 

In den Übergangsbestimmungen des Artikels 6 
wird die Verpflichtung verankert, über die zulässi- 
gen Grenzen hinausgehende Kredite in Abstim- 
mung mit den Bankenaufsichtsbehörden zurück- 
zuführen. Davon ausgenommen werden langfri- 
stige Kredite, bei denen das kreditgebende Institut 
vertragliche Bedingungen beachten muß; diese 
Kredite können bis zum Ende ihrer Laufzeit weiter- 
bestehen. Die Rückführung muß bis zum 1. Januar 
1998 erfolgt sein. Artikel 6 Nr. 5 sieht vor, daß für 
besondere kleine Kreditinstitute, die in Artikel 4 
der Zweiten Bankrechtskoordinierungsrichtlinie 
(89/646/EWG) definiert sind, eine besondere Über- 
gangsregelung bis zum 1. Januar 2001 getroffen 
wird. 

Die Mitgliedstaaten müssen die Richtlinie bis zum 
1. Januar 1993 in nationales Recht umsetzen. 


II. Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat am 5. Juli 1991 folgende Stellung- 
nahme zu dem Richtlinienvorschlag abgegeben: 

,1. Das mit dem Richtlinienvorschlag verfolgte Ziel, 
die wichtigsten Aufsichtsregeln hinsichtlich der 
Überwachung und Kontrolle der Großkredite von 
Kreditinstituten gemeinschaftsweit zu harmonisie- 
ren, ist als ein weiteres Element im Rahmen der 
europäischen Bankrechtsharmonisierung zu be- 
grüßen. Einige Einzelregelungen sind jedoch 
überarbeitungs- oder klärungsbedürftig: 
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Zu Artikel 1 Buchstabe h 

2. In Artikel 1 Buchstabe h bedarf es zum Begriff des 
„Kredits“ der Klärung, inwieweit Sachanlagen 
des Kreditinstituts sowie jederzeit widerrufliche 
Kreditzusagen, bei denen noch keine Kreditlei- 
stung erfolgt ist, ausgenommen sind oder vom 
nationalen Gesetzgeber ausgenommen werden 
können. 


Zu Artikel 1 Buchstabe m 

3. Der in Artikel 1 Buchstabe m enthaltene Begriff 
„Gruppe verbundener Kunden“ sollte — bei- 
spielsweise entsprechend § 19 Abs. 2 KWG — 
präziser gefaßt werden. 


Zu Artikel 2 

4. Zur Vermeidung von Wettbewerbsnachteilen für 
Kreditinstitute sollten Wertpapierfirmen in den 
Anwendungsbereich der Großkreditrichtlinie ein- 
bezogen werden. 


Zu Artikel 4 Abs. 1 

5. Problematisch erscheint die Absenkung der Ober- 
grenze für den einzelnen Großkredit auf 25 v. H. 
der Eigenmittel, insbesondere für kleinere Insti- 
tute mit regional begrenztem Wirkungskreis. 
Diese Institute verfügen meist nicht über die 
durch die Eigenmittelrichtlinie zusätzlich aner- 
kannten Eigenkapitalbestandteile, so daß sie be- 
stehende Kredite zurückführen müßten und Kre- 
dite in der bisherigen Höhe nicht mehr gewähren 
könnten. Die Folge hiervon wären gravierende 
Nachteile im Wettbewerb mit den übrigen Kredit- 
instituten, die eine Beeinträchtigung der vorhan- 
denen mittelständischen Strukturen im Bankwe- 
sen befürchten ließen. Eine solche Entwicklung 
stünde im Gegensatz zu der bisher im Rahmen der 
europäischen Bankrechtsharmonisierung verfolg- 
ten Absicht, den Fortbestand historisch gewach- 
sener Strukturen im Bankgewerbe auch künftig 
zu sichern. 

Die Regelung in Artikel 6 Abs. 5 des Richtlinien- 
vorschlages erscheint nicht geeignet, diesem Pro- 
blem in angemessener Weise Rechnung zu tra- 
gen, da sie zeitlich befristet ist und den Kreis der 
begünstigten Kreditinstitute zu eng auf die beson- 
dere Kategorie von Kreditinstituten nach Artikel 4 
Abs. 2 der Zweiten Bankrechtskoordinierungs- 
richtlinie begrenzt. 

Eine Gleichbehandlung zwischen international 
und regional tätigen Kreditinstituten ist wegen 
der völlig unterschiedlichen Risiko Strukturen 
sachlich nicht gerechtfertigt. 

6. Die Bundesregierung sollte bei den weiteren Ver- 
handlungen darauf hinwrirken, daß eine Fest- 
schreibung der Einzelgroßkredithöchstgrenze 
von 40 v. H. der Eigenmittel erfolgt. 


Auf jeden Fall sollte sichergestellt werden, daß 
dem nationalen Gesetzgeber die Möglichkeit er- 
öffnet wird, bei Kreditinstituten mit regional be- 
grenztem Wirkungskreis und Eigenmitteln von 
nicht mehr als 20 Mio. ECU, die Großkreditgrenze 
auf 40 v. H. der Eigenmittel auszudehnen, wenn 
gleichzeitig sichergestellt ist, daß der Einzelkredit 
50 v. H. des Basiskapitals zuzüglich des Haftsum- 
menzuschlags bei genossenschaftlichen Kreditin- 
stituten nicht übersteigt. 


Zu Artikel 4 Abs. 8 Buchstabe 1 

7. Es sollte sichergestellt werden, daß bei Instituten 
mit Zentralkasse Forderungen der Institute an 
ihre Zentralkassen auch weiterhin nicht unter die 
Großkreditregelung fallen. 


Zu Artikel 4 Abs. 8, 9 

8. Die Bundesregierung sollte im weiteren Verhand- 
lungsverlauf darauf hinwirken, daß die bislang 
vorgesehenen Ausnahmeregelungen, die eine 
Bewertung bestimmter Kreditarten mit „Null“ zu- 
lassen, ausgedehnt werden auf Kredite, die hypo- 
thekarisch gesichert sind, sowie auf solche Kre- 
dite, die von Förderinstituten an Kreditinstitute 
zur gebundenen Weiterleitung an Kreditnehmer 
gegeben werden. 


Zu Artikel 6 Abs. 4 

9. Sollte die Festsetzung der Einzelgroßkreditgrenze 
auf 25 v. H. der Eigenmittel nicht abgewendet 
werden können, müßten wenigstens ausreichend 
lange Übergangsfristen für vergebene Kredite 
vorgesehen werden. 

Die in Artikel 6 Abs. 4 vorgesehene Übergangs- 
frist für vergebene Kredite sollte um drei auf acht 
Jahre ausgedehnt werden. 


Zu Artikel 6 Abs. 5 

10. Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, daß 
die Übergangsfrist für noch nicht vergebene Kre- 
dite so ausgestaltet wird, daß nicht nur — wie der- 
zeit offenbar von der Kommission vorgesehen — 
Kreditinstitute mit weniger als 5 Mio. ECU Eigen- 
kapital begünstigt werden, sondern alle Kredit- 
institute.' 


III. Stellungnahme der Bundesregierung 

Die Bundesregierung begrüßt den Richtlinienvor- 
schlag grundsätzlich als ein weiteres wichtiges Ele- 
ment im Rahmen der europäischen Bankrechtsharmo- 
nisierung. 

Die Bundesregierung hat die Auffassung vertreten, 
daß die in dem Richtlinienentwurf vorgesehene Ab- 
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Senkung der Großkreditgrenze von derzeit 50 v. H. 
auf 25 v. H. zwar insbesondere für kleine deutsche 
Kreditgenossenschaften und Sparkassen einen harten 
Einschnitt für ihr zukünftiges Kreditgeschäft bedeu- 
ten werde. Zu berücksichtigen sei jedoch, daß ausfal- 
lende Großkredite bei kleinen Instituten Ursache für 
die Gefährdung von Einlagen sein könnten und dies 
in der Vergangenheit auch gewesen seien. Daher be- 
fürworte auch die Bundesbank die Absenkung der 
Höchstgrenze für den einzelnen Großkredit auf 
25 v. H. Außerdem sei zu betonen, daß durch die vor- 
geschlagene Absenkung der Großkreditgrenze nicht 
in bestehende Verträge eingegriffen werden solle. Im 
übrigen seien insbesondere die Kreditgenossenschaf- 
ten und Sparkassen im Wettbewerb nicht allein auf 
sich gestellt. Sie könnten sich bei Finanzierungen, die 
die für sie zulässigen Grenzen übersteigen, bei Be- 
schränkung auf das zulässige Eigengeschäft der ih- 
nen übergeordneten genossenschaftlichen Zentral- 
banken und Landesbanken bedienen und diese Insti- 
tute einladen, sich an diesen Krediten im Wege des 
sog. META-Geschäftes zu beteiligen. Hinzu komme, 
daß mit der anstehenden Umsetzung der Eigenmittel- 
richtlinie in deutsches Recht der den Großkreditgren- 
zen zugrundehegende Eigenmittelbegriff erheblich 
— auch durch Anerkennung von Reserven im Wertpa- 
piervermögen und in Grundstücken — erweitert wer- 
den solle. Aus allen diesen Gründen halte die Bundes- 
regierung eine Absenkung der Grenze im Prinzip für 
angemessen. 

Die Bundesregierung hat ferner darauf verwiesen, 
daß die vorgeschlagene Absenkung der Großkredit- 
grenze auf 25 v. H. bei den Verhandlungen in Brüssel 
von der breiten Mehrheit der Delegationen unter- 
stützt werde. Für eine Anhebung dieser Grenze sehe 
sie kaum Chancen. Sie lege daher das Schwergewicht 
ihrer Verhandlungsführung auf eine Verlängerung 
def Übergangsfrist. In den weiteren Verhandlungen 
solle außerdem erreicht werden, daß die von der Kom- 
mission vorgeschlagene Übergangsregelung nicht 
nur für kleine Sparkassen und Kreditgenossenschaf- 
ten, sondern für alle Kreditinstitute gelte. 

Im Vorfeld der Beratungen sei es gelungen, die Kom- 
mission davon zu überzeugen, daß Forderungen der 
Kreditgenossenschaften und Sparkassen an ihre Zen- 
tralkassen nicht unter die Großkreditregelung fallen 
sollten (vgl. Artikel 4 Nr. 8 Buchstabe 1). Diese Rege- 
lung sei für die Aufrechterhaltung des Liquiditätsver- 
bundes dieser beiden Institutsgruppen von besonde- 
rer Bedeutung und müsse erhalten bleiben. Verbesse- 
rungsbedürftig seien die von der Kommission vorge- 
sehenen Ausnahmeregelungen. Zwar sollten Kredite, 
denen Sicherheiten in Form von Wertpapieren der 
Zentralstaaten bzw. Zentralbanken, von Bareinlagen 
oder von Einlagenzertifikaten des Darlehensgebers 
gegenüberstehen, von den Anforderungen der Groß- 
kreditrichtlinie ausgenommen werden, eine Berück- 
sichtigung hypothekarischer Sicherheiten seien aber 
nicht vorgesehen. Die Bundesregierung werde in den 
Verhandlungen des Rates eine Ausdehnung der Aus- 
nahmen auch auf die hypothekarisch gesicherten Kre- 
dite und eine Anpassung der Komitologie an die 
Zweite Bankrechtskoordinierungsrichtlinie anstre- 
ben. 


IV. Stellungnahme des Ausschusses für Wirtschaft 

Der mitberatende Ausschuß für Wirtschaft hat folgen- 
des Votum zu dem Richtlinienvorschlag abgegeben: 

„Der Vorschlag für eine Richtlinie wurde in der 
15. Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft am 30. Ok- 
tober 1991 einstimmig angenommen. 

Der folgende Antrag der Koalitionsfraktionen wurde 
bei zwei Gegenstimmen und drei Enthaltungen aus 
den Reihen der Fraktion der SPD mehrheitlich ange- 
nommen: 

1. Der Bundesregierung soll empfohlen werden, sich 
in ihren Verhandlungen dafür einzusetzen, den 
vorhegenden Richtlinienvorschlag so lange nicht 
umzusetzen, wie die Bundesrepublik Deutschland 
über das bestehende Kreditsicherungssystem ver- 
fügt. 

2. Falls dies nicht möglich ist, möge sich die Bundes- 
regierung zum einen für einen längerfristigen An- 
passungsprozeß und zum anderen auf die Absen- 
kung der Kreditgrenze auf lediglich 40 v. H. der 
Eigenmittel des kreditgebenden Instituts einset- 
zen. 

3. Die Bundesregierung möge prüfen, ob für aus- 
schließlich regional tätige Institute, die keine Aus- 
landsberührung haben, die Gewährung einer Aus- 
nahmegenehmigung möglich ist. " 


V. Ausschußempfehlung 

Bei der Diskussion des Richthnienvorschlags im feder- 
führenden Finanzausschuß bestand Einvernehmen 
darüber, daß eine Absenkung der Großkreditgrenze 
im Grundsatz angemessen sei, weil der derzeit gel- 
tende enge Eigenkapitalbegriff durch die bevorste- 
hende Umsetzung der Eigenmittelrichtlinie in deut- 
sches Recht ausgeweitet werde. Danach sollen künf- 
tig nachrangige Verbindlichkeiten und in begrenztem 
Umfang Neubewertungsreserven als haftendes Ei- 
genkapital anerkannt werden, so daß die Eigenkapi- 
talbasis der Kredite verbreitert wird. Hinzu komme, 
daß die Kreditinstitute aufgrund der ebenfalls noch in 
nationales Recht umzusetzenden Solvabilitätsrichtli- 
nie zur zusätzlichen Eigenkapitalbildung gehalten 
seien, weil Kredite dann nicht mehr mit 5,5 v. H., son- 
dern mit 8 v. H. des Eigenkapitals unterlegt werden 
müßten. 

Allerdings gelangte der Ausschuß nach intensiver 
Diskussion der Problematik mehrheitlich zu der Auf- 
fassung, daß die von der EG -Kommission vorgeschla- 
gene Verringerung der Großkreditgrenze von 50 v. H. 
auf 25 v. H. zu weit gehe. Eine solche Maßnahme 
nehme keine Rücksicht auf gewachsene Strukturen 
und insbesondere nicht auf die in der Bundesrepublik 
Deutschland bewährten Einlagensicherungssysteme. 
Als vertretbar bezeichnet der Ausschuß eine Absen- 
kung der Großkreditgrenze auf 40 v. H., wobei einige 
Ausschußmitglieder die von der Kommission vorge- 
schlagene Grenze von 25 v. H. befürworten. Dabei 
hält der Ausschuß jedoch eine Übergangszeit für un- 
abdingbar, die es den von der Verminderung der 
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Großkreditgrenze betroffenen Kreditinstituten er- 
laubt, sich auf die neue Situation einzustellen. Diese 
Übergangszeit darf nach Auffassung des Ausschusses 
nicht weniger als zehn Jahre betragen. 

Nachdrücklich fordert der Ausschuß, bei den weiteren 
Verhandlungen in Brüssel bei der Verminderung der 
Großkreditgrenze eine Ausnahmeregelung für kleine 
Kreditinstitute mit regionalem Tätigkeitsbereich zu 
erwirken. Eine Gleichbehandlung der großen welt- 
weit operierenden Banken mit den regional tätigen 
kleineren Kreditinstituten hält der Ausschuß wegen 
der unterschiedlich gelagerten Risikostrukturen für 
nicht gerechtfertigt. Er befürchtet darüber hinaus eine 
Fusionswelle bei den kleineren Instituten, T,r eil diese 
dann Kreditwünsche größerer Kunden allein oft nicht 
mehr erfüllen könnten. Wettbewerbspolitisch sei eine 
solche Konzentration bedenklich, zumal durch die eu- 
ropäische Einigung eine Intensivierung und nicht eine 
Reduzierung des Wettbewerbs eintreten solle. Das 
Argument, kleinere Kreditinstitute könnten bei Groß- 
krediten, die ihre eigenen Möglichkeiten überschrei- 
ten, Zentralbanken und Landesbanken im Wege des 
META-Geschäfts einschalten, hält der Ausschuß für 
nicht tragfähig, da hier die Gefahr bestehe, daß sich 
die Kunden auf Dauer von den kleineren Kreditinsti- 
tuten abwendeten und ihre Kreditwünsche direkt bei 
der größeren Organisationseinheit zu befriedigen 
suchten. Schließlich ist der Ausschuß der Auffassung, 
daß eine Ausweitung der Eigenkapitalbasis aufgrund 
der Umsetzung der Eigenmittelrichtlinie in nationales 
Recht bei den kleineren Banken nicht immer oder nur 
in relativ geringem Umfang eintreten werde, weil sol- 
che Institute zurückhaltend beim Eingehen nachran- 
giger Verbindlichkeiten seien und ihnen auch eine 
Anerkennung von Neubewertungsreserven wenig Er- 
leichterung bringen werde, da sie nur in geringem 


Umfang börsennotierte Wertpapiere hielten. Aus die- 
sen Gründen fordert der Ausschuß die Bundesregie- 
rung auf, bei den weiteren Verhandlungen über den 
Richtlinienvorschlag bei der EG auf eine Ausnahme- 
regelung zu drängen, nach der für Kreditinstitute mit 
regional begrenztem Tätigkeitsbereich und eigenen 
Mitteln von nicht mehr als 20 Mio. ECU die Großkre- 
ditgrenze auf 50 v. H. festgesetzt wird. Für diese Kre- 
ditinstitute soll es also bei der geltenden Grenze für 
die Bemessung der Großkredite bleiben. 

Weiterhin fordert der Finanzausschuß eine Gleichbe- 
handlung von Wertpapierfirmen und Kreditinstituten. 
Er hält dies aus Gründen der Wettbewerbsgleichheit 
für notwendig. Schließlich bittet er die Bundesregie- 
rung, dafür Sorge zu tragen, daß hypothekarisch gesi- 
cherte Kredite, die den Anforderungen des Hypothe- 
kenbankengesetzes genügen, sowie Kommunalkre- 
dite an öffentliche Banken bei der Ermittlung der 
Großkreditgrenze nicht berücksichtigt werden. Die 
Forderung bezüglich der Kommunalkredite an öffent- 
liche Banken wird allerdings von einer Ausschußmin- 
derheit nicht mitgetragen. Die genannten Kredite un- 
terliegen keinem oder nur einem sehr geringen Ri- 
siko. Sie sollten deshalb nach Auffassung der Mehr- 
heit des Ausschusses ebenso behandelt werden wie 
Kredite, denen Sicherheiten in Form von Wertpapie- 
ren der Zentralstaaten bzw. Zentralbanken, von Bar- 
einlagen oder von Einlagenzertifikaten des Darle- 
hensgebers gegenüberstehen. Diese sollen nach dem 
Richtlinienvorschlag bei der Bemessung der Großkre- 
ditgrenze ausgeklammert werden. 

Die Beschlußempfehlung wurde vom Ausschuß ein- 
stimmig bei Abwesenheit der Gruppe BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
angenommen. 


Dr. Karl H. Fell Martin Grüner Dr. Norbert Wieczorek 

Berichterstatter 
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